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Vorwort. 



Der Zweck, den ich mir setzte, als ich daran ging, diese 
Schrift zu verfassen, war kurz folgender: Alles Wesentliche der 
Gesandtenrechte zu erkennen und in wissenschaftlich gegliederter 
und doch ungebundener Folge klar, gefällig und einfach dar- 
zustellen. 

Wie weit dies erreicht sei, hat nun der Leser zu beurtheilen. 
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§1. 

VomVerkehrederStaaten, von der Staatssouveräne- 

tat und deren Beschränkung. 

Der Staat hat ein doppeltes Leben, ein inneres und ein 
äusseres. Ein inneres, welches aus der Berührung und Wechsel- 
wirkung seiner Bestandtheile hervorgeht und ein äusseres, welche» 
die Beziehungen zu anderen Staaten ergeben. Die Beziehungen 
der Staaten sind zur vollen Entfaltung des Staatslebens noth- 
wendig, wie jene der Menschen dazu nothwendig sind, dass sich 
die im Individuum, wie im Keime, ruhenden Kräfte und Anlagen 
entfalten. Hier treten wir der Staatssouveränetät entgegen. Sie 
ist das höchste Recht des Staates auf Bestimmung seiner selbst; 
sie enthält mithin das Verfügungsrecht über die Staatsglieder und 
das Staatsgebiet (woraus durch Gremeinschaftsbildung der Staats- 
organismus entspringt), und zwar unter Ausschluss jedes Anderen, 
Menschen oder Staates. Die Souveränetät waltet im Staate, wie 
der Wille im Menschen. Wie aber dieser Wille Beschränkungen 
erfährt, ebenso die Souveränetät, und zwar ergibt sich eine wichtige 
Beschränkung derselben aus den Gesandtenrechten. 

§ 2. 

Vom Begriffe des Völkerrechtes, von der Quelle -des 
Rechtes, des Völkerrechtes und der Gesandten- 

rech te. 

Die Quelle der Gesandtenrechte ist die des Völkerrechtes, 
wovon jene ein Theil sind. Wir erfahren also die Quelle der 
ersteren, indem wir nach der des letzteren fragen. Hiebei schwebt 

L V i s n i , Die Gesandtenrechte. 1 
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uns aber nicht jenes Völkerrecht vor, welches sich als die Frucht 
des Naturrechtes gibt. Das Naturrecht, dessen rechtsphilosophischen 
Werth wir nicht verkennen, verwechselt den Gedanken mit der 
Wirklichkeit, die Speculation mit dem Leben, hält das, was 
Eecht sein könnte, für das, was thatsächlich Recht ist. Es geht 
von speculativen Rechtsgrundsätzen aus, deren Setzung die Ver- 
nunft angeblich fordert und gelangt zu Schlüssen, die sich mit 
einer Art unerbittlicher Nothwendigkeit ergeben sollen. Wie 
schwankend hier Prämisse und Schlussfolgerung sei, wie zweifel- 
haft der Werth dieser Rechtsbildung, ist unschwer zu begreifen. 
Die Naturrechtssätze, in der Einsamkeit des Denkers ausgebrütet, 
sind oft nur die unbrauchbare Frucht eines philosophisch-dichterisch 
angehauchten Verstandes, die das Leben verwirft, denn das Recht, 
welches ist — nicht dasjenige, welches etwa vielleicht sein könnte 
oder sollte — also das Recht schlechtweg, das wahre, das wirk- 
liche Recht, ist nur im Leben. Wir vermögen somit der Ansicht 
Wheaton's^) nicht beizustimmen, der das Völkerrecht als die 
Gesammtheit der Verhaltungsregeln hinstellt, welche die Ver- 
nunft aus der Gerechtigkeit und der Art der unter den unab- 
hängigen Nationen bestehenden Gesellschaft ableitet, indem sie 
aber jene Bestimmungen und Modificationen zulässt, die durch 
den Gebrauch und die allgemeine Zustimmung festgesetzt sein 
können. Die Rechtsbildung durch die Vernunft erscheint hier in 
erster Reihe , die durch den eigentlichen Rechtsbildner , das 
Leben, ist in die zweite Reihe zurückgeschoben. 

Auch vermögen wir nicht, wie Bynkershoek, im Völker- 
rechte eine blosse Rechtsvermuthung , die durch gegentheilige 
Erklärung aufgejioben werden könne % zu erblicken, da die Ver- 
muthung des Rechtes nicht das Recht selbst ist. 

* Wir begreifen das Recht als die wirklich bestehende, unter 

*) Henry Wheaton, Elöments du droit international. 1852, I. Band, 
I. Kap., § 11, S. 24. 

^) Comelii van Bynkershoek de foro legatorum (Opnscula, H a 1 a e 1729), 
XIX. Kap., S. 398 : „Jus gentium nihil est, nisi praesumtio secundum consuetu- 
dinem, nee quiequam valet praesumtio, ubi expressa est voluntas ejus, de quo 
agitur." 
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öffentlichen Schutz gestellte Verhaltungsnorm. Dann erscheint uns 
das Völkerrecht als die Gesammtheit der im Verkehre der 
Staaten wirklich bestehenden unter deren Schutz gestellten Ver- 
haltungsnormen. 

Die Quelle dieses Völkerrechtes bestimmt sich nach jener des 
Rechtes überhaupt. Dieses leitet seinen Ursprung entweder aus 
einem gesetzgeberischen Acte oder aus der allseitig verpflich- 
tenden Willensübereinstimmung der Betheiligten. Beim Völker- 
rechte ist die gesetzgeberische Thätigkeit ausgeschlossen, da die 
Staatengenossenschaft , die freieste Genossenschaft , keine die 
Staaten zu einem Ganzen vereinigende höhere Gewalt anerkennt. 
Es sind mithin alle Völkerrechtsnormen auf Willensübereinstimmung 
der Staaten zurückzuführen. 

Auch Groot leitet das Völkerrecht daraus ab, indem er 
sagt, dieses entspringe nicht aus gewissen unveränderlichen 
Gründen, sondern erhalte sein Maass aus dem allgemeinen Willen 
der Völker. 1) Nun soll bestimmt werden, in welchen Formen der 
Völkerwille offenbar wird. Halten wir Umschau auf dem weiten 
Gebiete des Völkerrechtes, so finden wir denselben stets in einer 
von drei Offenbarungsformen enthalten, die da sind: die ausge- 
sprochene Bestimmung, die Rechtsgewohnheit (Staatenherkommen, 
Staatenobservanz) und das beherrschende Princip. Die zwei 
ersteren normiren das Recht im Einzelnen, und zwar die eine 
durch Willensäusserung , die andere durch die ihr innewohnende 
Ueberzeugung von dem Rechtsbestande einer Vorschrift ; das 
letztere erzeugt an sich mit einer Art von Nothwendigkeit Recht. 
Das Völkerrecht enthält eine Menge oberster, theils direct zu ver- 
schiedenen Zeiten von den Staaten ausgesprochener, theils in den 
einzelnen Bestimmungen sich selbst offenbarender Völkergrund- 
sätze, aus denen oft logisch nothwendig auf das Recht im Ein- 
zelnen mit der Wirkung geschlossen werden kann, in Fragen, in 

^) Hugonis Grotii de jure belli ac pacis libri tres. Lipsiae 1758. 
II. Buch, XVIII. Kap., §2, S. 525: „Jus hoc non ut jus naturale ex certis 
ratiouibus certo oritur, sed ex voluntate gentium modum accipit." Siehe auch 
I. Buch, I. Kap., § 141, S. 18 : „Jus gentium id est, quod gentium omnium aut 
multarum voluntate vim obligandi accepit." 

1* 
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denen die Völker ihren Rechtswillen noch nicht ausgesprochen 
haben, wahres, der Völkerabsicht vollkommen entsprechendes Recht 
zu enthüllen. Sie sind der Leitstern, mit dessen Hilfe der Staats- 
mann und der Forscher manches nicht genug erhellte Gebiet des 
Völkerrechtes betreten, jener, um sich die Frage beantworten zu 
können, was in dem seiner Beurtheilung anheimgegebenen wirk- 
lichen Falle als Recht zu gelten habe, dieser, um die Völker- 
rechtswissenschaft auszubauen und zu festigen, i) Auch in der Frage, 
die uns hier beschäftigt, der Frage nach den Gesandtenrechten, 
ist die Bestimmung der leitenden Kriterien, die Grund und Ur- 
sprung der Vorrechte selbst sind, von höchster Wichtigkeit. Sie 
mögen also der Gegenstand näherer Betrachtung sein. 

§3. 

Von den Kriterien, die Grund und Ursprung der 

Gesandtenrechte sind. 

V a 1 1 e 1 2) sagt, der Gesandte dürfe von dem fremden Souveräne 
nichts zu hoflfen und nichts zu fürchten haben. Und bei 
Wicquefort^) heisst es, der Gesandte müsse mit Muth und Ent- 
schlossenheit auftreten können, um die Würde seines Amtes zu 
wahren und Ehre, Achtbarkeit und Grösse seines Souveräns geltend 
zu machen. Der Gesandte soll also sicher sein. Das Kriterium 
der Sicherheit ist der Grundpfeiler der Gesandtenrechte. Haupt- 
sächlich um ihretwillen sind sie verliehen. Der Gesandte, in 



^) Das ist Philosophie des Völkerrechtes. „Sie erhebt sich," wie Neu mann 
im § 3, S. 9, seines Grundrisses des heutigen europäischen Völkerrechtes (Wien 
1877) geistreich ausführt, „über die Betrachtung der nationalen und zeitlichen 
Entwicklung des Völkerrechtes, indem sie dasselbe auf die höchsten Grundlagen 
zurückführt. Sie sieht von den Unregelmässigkeiten und Zufälligkeiten, welche 
dem Völkerrechte einer einzelnen Periode nothwendig ankleben, ab und stellt 
das Völkerrecht, wie es sich als Resultat der höchsten philosophischen An- 
schauungen des Zeitalters ergibt, in seiner Reinheit und Allgemeinheit dar." 

2) Vattel, Le droit des gens. Neuchätel 1773, IV. Buch, VII. Kap., 
§ 92, S. 269. 

*) M. de Wicquefort, L'ambassadeur et ses fonctions. Cologne 1715, 
I. Buch, XXVII. Sect., S. 496. 
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fremdes Land, vielleicht unter Hasser und Feinde geschickt, um 
Staatsinteressen zu wahren, die jenen des aufnehmenden Staates 
oft widerstreiten, um die socialpolitischen Strömungen zu beobachten, 
die Absichten der fremden Staatsregierung zu erforschen, dem 
eigenen Staate Vortheile zu erringen oder zu erzwingen und 
Aehnliches ; der Gesandte, den Launen der Könige und dem Getriebe 
feindlicher Parteien, die sich bekämpfen, ausgesetzt, bedarf eines 
hervorragenden völkerrechtlich gewährleisteten Schutzes, den die 
Völker, die alle ihn brauchen, um ihre Gesandten damit auszu- 
statten, auch ihrerseits gerne gewähren. Er hat die Bestimmung, 
den Gesandten durch Bewahrung vor offenen und verdeckten Will- 
küracten im fremden Staate, also vor jener Gewalt, die in brutaler 
Nacktheit einherzieht, und jener anderen gefährlicheren, die mit 
dem Scheingewande gesetzlichen Verfahrens bekleidet ist, im 
Interesse der Erfüllung der ihm verliehenen Aufgabe, an Körper, 
Freiheit und Ehre zu sichern. Dieser Rechtsschutz, sagten wir, 
muss in der Intention der Völker hervorragend sein, wie die Amts- 
stellung des Gesandten es ist, da der einfache, jedem Staats- 
genossen, der im Auslande ist, gewährte Rechtsschutz auch heutzutage, 
im Verkehre der civilisirtesten Völker, trotz strenger innerer Rechts- 
ordnung, als ungenügend erachtet wird. 

Ein zweites Kriterium, mehr symbolischer Natur, bestimmte 
die Gesandtenrechte. Es war, dass die bevorrechtete Stellung des 
Gesandten, die sich, wie später ausgeführt werden soll, zumal in 
dessen Befreiung von der fremden Staatssouveränetät ausdrückt, ihn 
gewissermaassen als die lebendige Verkörperung der Souveränetät 
seines Staates erscheinen lässt, somit eine symbolische Anerkennung 
der letzteren bedeutet, den dem Gesandten zugeschriebenen Re- 
präsentati vcharakter , wodurch er mit dem sendenden Souveräne 
eins wird, besser wahrt und, indem sie den Gesandten mit einer 
Art heiligen Nimbus umgibt, dessen Würde erhebt und dessen 
Ansehen steigert, die Erfüllung der ihm anvertrauten schweren 
Mission besser gewährleistet. 

Bynkershoek leitet die Gesandtenrechte daraus her, dass 
der Gesandte kein ünterthan des fremden Souveräns sei, natürlich 
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auch kein yorübergehender.^) Die Staatsgewalt, die im Staatsgebiete 
Jeden, anch den Ausländer, so lange er in ihm verweilt, und jedes 
Gut, auch das durchfahrende, so lange es die Staatsgrenzen nicht 
überschritten, hält und den Gesetzen unterordnet, so dass sie jener 
unterthan werden, äussere dem Gesandten gegenüber keine Wirkung, 
und daraus leitet Bynkershoek die Gesandtenrechte. Denn die 
Competenz des Richters gründe sich auf die Unterthanenschaft 
des zu Richtenden; woraus sonst könnten Urtheil und Execution 
ihre Berechtigung schöpfen? Der Ansicht Bynkershoek's ist 
nun entgegenzuhalten, dass der Abgang der Unterthanenschaft 
nicht der Grund, sondern die Aeusserungsform der Gesandtenrechte 
ist. Ihr Grund kann nur ein leitendes Kriterium, eine höhere 
Wahrheit sein, geschöpft aus der Erkenntniss der Bedürfnisse 
des völkerrechtlichen Verkehres, und es kann als sicher ange- 
nommen werden, dass, hätten sie aus dem Spiele mit juristischen 
BegriflFen hervorgehen sollen, die Praxis der Völker sie niemals 
erzeugt haben würde. 

Wieder andere lassen die Gesandtenrechte aus der Fiction 
der Exterritorialität entspringen. Wir dürfen behaupten, dass Recht 
nie aus Fietionen entstanden ist. Recht entsteht aus Bedürfnissen, 
und Fietionen können nur den Zweck haben, dem Verstände bei 
der Fassung juristischer Begriffe durch Hinstellung von Bildern 
behilflich zu sein. Die Gesandtenrechte waren da, bevor die Fiction 
der Exterritorialität, die den Gesandten aus dem Staatsgebiete 
hinausversetzt, geboren worden, und sie wird die Vorrechte 
nicht zu erhalten vermögen , wenn man sie je unter geänder- 
ten Auffassungen und Verhältnissen beseitigen wollte. Auch 
Bluntschli^) sagt: „Die Fiction der Exterritorialität ist nicht 
der Grund der Exemtion von fremder Staatsgewalt, die gesandt- 

*) Bynkershoek, V. Kap., S. 336: „Rationem privilegii reperies, si memi- 
neris, eam esse legatorum conditionem, ut moribus constanter videatur receptum, 
legatum non esse ejns, ad quem missus est, sabditnm, sed manere eius, qui misit, 
ideoque nullo ejus , apud quem legatione fungitur , judicio , sive de debito , sive 
de crimine agatur, censeri obnoxium." 

*) J. C. Bluntschli, Das moderne Völkerrecht der civilisirten Staaten. 
Kördlingen 1868, § 135, Anm. S. 116. 
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schaftliche Personen im fremden Lande geniessen, sondern nur 
eine bildliche Darstellung dieses Ausnahmsrechtes. Sie wirkt deshalb 
nicht über den wirklichen Grund der Exemtion hinaus." ^) Daher 
bemerkt treifend der geistreiche Pinheiro-Ferreira in seinen 
Noten zuMartens: „Die Exterritorialitätsfiction ist für die Wissen- 
schaft von keinem Nutzen, sie kann vielmehr nur in Irrthum 
führen"!). Aehnlich Fiore.^) 

§4. 

Negative Bestimmbarkeit der Gesandtenrechte. 

Eintheilung. 

Nach dem Gesagten ist also der Völkerwille, der sich ver- 
schieden offenbart, aber stets derselbe bleibt, der Grund und 
Ursprung der Gesandtenrechte. Wir können diesen Satz auch so 
fassen: Der Völkerwille bestimmt, wiefern der Staat seine 
Souveränetät zu Gunsten des Gesandten beschränken müsse. Wir 
ziehen diese Fassung vor, weil sie uns das Maass der Rechte 
besser veranschaulicht. Denn diese richten sich genau nach 
Maass der Beschränkung, welche die Staatssouveränetät, die sonst 
innerhalb der Staatsgrenzen allmächtig ist, durch dieselben 
erfährt. Sobald uns bekannt ist, was die Staatssouveränetät kraft 
des Vülkerwillens dem Gesandten gegenüber dulden oder thun 
muss, wissen wir auch am besten, was der Gesandte von dieser 
Staatssouveränetät kraft desselben Willens zu fordern berechtigt 
ist. Es ist dies, so zu sagen , eine negative Bestimmung der 
Gesandtenrechte. 

Die Beschränkung der Staatssouveränetät durch dieselben 
oflFenbart sich uns in dreifacher Weise und wir müssen darnach 
ein dreifaches Gesandtenrecht unterscheiden. Jenes der ünver- 
letzlichkeit (im specifischen Wortverstande), jenes der Exemtion 



^) G. F. de Härtens, Pr^cis dn droit des gens moderne de l'Europe* 
Paris 1864, Anm. zu § 215, S. 106 

*) Pasquale Fiore, Diritto internazionale. Torino 1884. II. Band, 
§ 1224, S. 410. 
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und jenes der Amtsgewalt. Darch das erste gewährleistet der 
Staat für sich und seine Angehörigen dem Gesandten einen 
specifischen Grad von Unverletzlichkeit, welcher sich über den 
jedem Bürger und Ausländer versprochenen emporhebt, bindet* also 
seine Souveränetät darch die völkerrechtlich gesicherte Verpflichtung 
zu einem gewissen Thun innerhalb des Staatsgebietes. Auch im 
drittbezeichneten Vorrechte liegt eine Souveränetätsbeschränkung, 
indem der Staat hierin gewisse Amtshandlungen zu unterlassen 
und zu dulden verspricht, dass an seiner statt der Gesandte (aller- 
dings in eng gezogenen Grenzen) sie vornehme. Aber die weit- 
gehendste Beschränkung liegt in der Exemtion. Hierin verzichtet 
der Staat dem Gesandten gegenüber auf die bedeutendsten Hoheits- 
rechte, bürgerliche, strafgerichtliche und administrative. 

§5. 

Von der Unverletzlichkeit. 

Das hervorragendste, vom Völkerrechte dem Gesandten zu- 
gestandene Vorrecht ist die Unverletzlich keit in ihrem eigenthüm- 
lichen Verstände. Unverletzlichkeit überhaupt ist der Anspruch 
darauf, nicht verletzt zu werden, das heisst der Anspruch auf 
Integrität. Auf dem Kechtsgebiete , auf dem wir uns bewegen, 
ist Unverletzlichkeit der Anspruch des Rechtssubjectes (der Person) 
auf Integrität seiner Rechte. Daher ist jede Person, d. h. jedes 
mit Rechten ausgestattete Subject, unverletzlich. Das Recht würde 
in dem Augenblicke nicht mehr Recht sein und die Person ihrer 
Persönlichkeit verlustig werden, in welchem jenes verletzt werden 
dürfte. Somit ist die Unverletzlich keit im Rechte eigentlich nur 
eine Erscheinungsform der Persönlichkeit. Zunächst unverletzlich 
ist der Staatsgenosse, den der Staat mit den verschiedensten 
Rechten ausstattet. Der Fremde als solcher ist es nur insoferne, 
nls der Staat, in dessen Gebiete er sich aufhält, ihm Rechte, 
eine Persönlichkeit zuerkennt. Im Alterthume galt er als rechtlos^). 



*) A. W. Heffter, Das europäisclie Völkerrecht der Gegenwart. Berlin 

1873, § 6, S. 9. 
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die Neuzeit gewährt ihm Rechte mannigfacher Art, welche der 
einheimische Staat schützt und vertheidigt (jus Protections civilis ^). 
Auch der Gesandte ist ein Fremder, und zwar ein durch ein 
besonderes Amt ausgezeichneter und mit besonderen aus dem 
Amte fliessenden Rechten ausgestatteter. Daher ist die Unver- 
letzlichkeit des Gesandten zunächst nur der allgemeine Ausdruck 
seiner Persönlichkeit, die einzig dadurch bestimmt wird , dass er 
überhaupt Rechte hat. Daraus folgt, dass alle gesandtschaftlichen 
Rechte, auch die Befreiung von der Souveränetät des fremden 
Staates, in der Unverletzlichkeit begriffen werden könnten; denn 
jede Schmälerung eines gesandtschaftlichen Rechtes, somit auch die 
unbefugte Ausübung der Souveränetät dem Gesandten gegenüber, 
ist Verletzung. 

Doch hat der Brauch der Völker und die Wissenschaft dem 
Ausdrucke Unverletzlichkeit im Gesandtschaftsrechte eine speci- 
fische Bedeutung beigelegt; wir glauben allerdings, dass die 
Schärfe, Klarheit und Fülle der wissenschaftlichen Begriflfsent- 
wicklung etwas darunter gelitten haben; es wäre einfacher und 
besser gewesen, die Sache bei ihrem Namen zu nennen. Klüber^) 
bezeichnet die Unverletzlichkeit als einen auszeichnungsweisen 
Staatsschutz ; Bluntschli^) sagt, zur gesandtschaftlichen Unver- 
letzlichkeit werde die allgemeine Schutzpflicht des Staates gleich- 
sam potenzirt; Vattel*) definirt sie als jene Sicherheit, die man 
dem Gesandten viel heiliger und eigentlicher als jedem Anderen, 
er sei ein Bürger oder ein Fremder, schuldig ist; Bynkershoek 
meint, die Unverletzlichkeit des Gesandten sei also zu verstehen, dass 
strafbare Handlungen gegen ihn strenger bestraft werden^) ; C a 1 v o ^) 



') Derselbe, § 59 a, S. 122. 

*) Joh. Ludw. Kl üb er, Europäisches Völkerreclit. Schaffhausen 1851, 
§ 203, S. 237. 

») § 192, Anm. S. 136. 

*) IV. Buch, VII. Kap., § 92, S. 268. 

^) Bynkershoek. V. Kap., S. 334: „At, inquies, nee alium quemvis licet 
offendere dicto factove ; quid igitur est praecipuum in legatis ? Hoc videlicet, ut 
in eos, qui legatos male habent, severius animadvertatur." 

«) § 558, S. 577. 
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endlich behauptet, die modernen Strafgesetzbücher hätten aus- 
nahmslos die gegen gesandtschaftliche Personen begangenen Ver- 
brechen und Vergehen zu den gegen den Staat begangenen 
gerechnet. Aus der Auffassung aller Publicisten leuchtet ein 
Gedanke : dass die Unverletzlichkeit im Schutze der Grundrechte 
der Persönlichkeit zu suchen ist, ein Schutz, den der Staat dem 
Bürger und dem Fremden, also auch dem Gesandten, und zwar, 
wie Vattel sagt, viel heiliger und eigentlicher zu gewähren 
verpflichtet ist und wirklich gewährt. Dieser Grundrechte lassen 
sich in den Ausdrücken zusammenfassen: Freiheit, physische, 
moralische und ökonomische Integrität; ihren Schutz bestimmt 
das Strafgesetz, und zwar, wenn es den Gesandten gilt, das 
Strafgesetz des empfangenden Staates. Dieses ist hier maassgebend 
und der Gesandte könnte sich nicht über Verletzung beklagen, 
wenn es ihm weniger Schutz gewährte, als das einheimische. 
Nur eine Forderung ist an das fremde Gesetz zu stellen: dass 
es nämlich jenes Minimum von Schutz der persönlichen Grund- 
rechte gewähre, ohne welches nach der Vorstellung gebildeter 
Völker der sichere Aufenthalt im fremden Staatsgebiete und noch 
mehr die würdige und freie Erfüllung des gesandtschaftlichen 
Auftrages nicht gedacht werden kann. Daraus ergibt sich, dass, 
wenn es z. B. den gesaudtschaftlichen Verkehr mit einem auf 
niederer Culturstufe stehenden Volke gilt, dessen Strafgesetze un- 
zureichend sind, ja welches vielleicht nur religiöse und Moral- 
gesetze hat , die nur mangelhafte strafgesetzliche Bestimmungen 
enthalten, kurz ein Volk, welches auch nicht das Minimum von 
Schutz der Grundrechte gesetzlich gewährleistet, ja welches den 
Herrscher von jeder Pflicht anderen Menschen gegenüber entbindet, 
nicht die Gesetze jenes Volkes, sondern die unter gebildeten 
Nationen allgemein recipirten Begriflfe, das Minimum des Schutzes 
bestimmen. Dagegen richtet sich das Maximum immer nach den 
Gesetzen des empfangenden Staates, so zwar, dass es selbst in 
dem Falle zu geben ist, wenn die Gesetze des sendenden Staates 
weniger geben. Denn der Gesandte kann verlangen, dass ihn 
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der empfangende Staat nicht schlechter schütze, als seine Ange- 
hörigen und die Fremden. 

Sind die Regierten verpflichtet, sich strafbarer Handlungen 
gegen den Gesandten bei strafrechtlicher Ahndung zu enthalten, 
so ist es auch die Regierung. Ja, Verletzung und Strafbarkeit 
sind hier um so grösser, als die Pflichten höher sind, so dass 
z. B. ein von Staatswegen an dem Gesandten begangener 
Mord eine ungleich strengere völkerrechtliche Ahndung erfahren 
würde. 

Ebenso ist der Staat verpflichtet, strafbare Handlungen des 
ünterthanen gegen den Gesandten , wenn geplant, zu verhindern, 
und wenn ausgeführt, zu bestrafen. Die wissentliche Unterlassung 
der Verhinderung und der Bestrafung, die unzulängliche Ver- 
hinderung und Bestrafung schmälern die Unverletzlichkeit nicht 
weniger als die strafbare Handlung selbst, sei es des Bürgers 
oder des Staates. 

Doch kann B 1 u n t s c h 1 i's ^) Forderung, dass der besendete 
Staat dem Gesandten je nach Bedürfniss eine ausserordentliche 
Bedeckung oder Schutzwache zur Sicherung beiordne, nicht so 
verstanden werden , dass jener auf die blosse Möglichkeit hin, 
dass irgend eine strafbare Handlung, von der übrigens keine 
Anzeichen sind, gegen den Gesandten darum begangen werden 
könnte, weil vielleicht die öffentliche Sicherheit augenblicklich 
nicht verbürgt ist, eigene Schutzorgane beistellen müsse. Denn 
dies kann zwar durch die Politik oder die Höflichkeit geboten 
sein ; doch wenn man eine Rechtspflicht ohne Rücksicht auf inter- 
nationale Verträge daraus macht, überschreitet man weit die 
Grenze dessen, was nach völkerrechtlichen Begriffen ein Staat 
dem anderen schuldet. 

Ein unehrenhaftes oder ein unwürdiges Handeln der fremden 
Staatsregierung dem Gesandten gegenüber, das sich nicht bis 
zur strafbaren Handlung im Sinne des fremden Strafgesetzes erhebt, 
auch nicht das nothwendige Rechtsminimum angreift, kann zwar 



») § 192, Anm. S. 136. 
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als wirkliche der völkerrechtlichen Strafe unterliegende Verletzung 
des Gesandten erscheinen, berührt aber nicht die Unverletzlichkeit 
in ihrem specifischen Verstände. 

Warum denn von einem Rechte des Gesandten auf Un- 
verletzlichkeit die Rede sei, wenn er schon als Fremder den Schutz 
des Staates beanspruchen könne? Denn das Gesandtschaftsrecht 
behandelt nur Vorrechte, eigenthümliche Rechte des Gesandten. 
Der Grund ist, dass der ünverletzlichkeit in der Art, wie sie dem 
Gesandten verbürgt ist, eben der Charakter eines Vorrechtes zu- 
kommt. Denn vor Allem muss sich der Staat den Schutz des 
Gesandten in ganz besonderer Weise angelegen sein lassen; er 
hat in der Prävention und in der Repression des Delictes eine 
besondere Energie zu bekunden, weil dasjenige, was unter ge- 
wöhnlichen Umständen vielleicht gleichgiltig wäre, hier als strafbare 
Unterlassung erscheinen kann. Ferner ist das Delict, weil gegen 
den Gesandten begangen, strafwürdiger. Denn, wenn auch Calvo's 
Behauptung, alle modernen Strafgesetzbücher zählten solche Delicte 
zu den gegen den Staat selbst begangenen, nicht richtig ist, so 
werden sie doch als unter erschwerenden Umständen begangen 
angesehen und darnach bestraft. Endlich betrachten die Staaten 
die Verletzung eines Gesandten als eine ihnen allen zugefugte 
gefahrliche und strafwürdige Beleidigung. Vielleicht wird auch 
der schuldige Unterthan vom beleidigten fremden Staate bestraft. 
Denn nach Heffter's Ausspruch „erlaubt die Praxis dem Staate, 
fast 'mit gemeinsamem Einverständniss , alle jene Delicte, welche 
gegen seine Existenz und seine wichtigsten politischen Interessen 
von einem Ausländer im Auslande begangen werden, selbst zu 
bestrafen". ^) 

Einzelne wollen auch die Unverletzlichkeit durch die Exterri- 
torialitätsfiction erklären. Wir halten dieses Bemühen als völlig 
widersinnig. Denn dass man die gesandtschaftliche Exemtion mit 
der Exterritorialität erkläre, lässt sich begreifen und entschuldigen : 
der Verstand fasst es schwer, dass der Staat seine Souveränetät 



») Heffter, §36, S. 73. 
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an einem Gegenwärtigen nicht ausüben dürfe ; daher wird fingirt, 
der Gegenwärtige sei ein Abwesender. Einer solchen bildlichen 
Stütze bedarf die Unverletzlichkeit nicht. Es versteht sich, dass 
weder Staat noch Unterthan die Person und deren Besitz angreifen 
dürfen; müsste hiezu der Gesandte abwesend gedacht werden, so 
gälte dies für alle Ausländer, und das ist widersinnig. 

§6. 

Von der Exterritorialität (Exemtion, Immunität). 

Enthält die Unverletzlichkeit das Verbot Unrecht zu thun, 
so gibt sich die Exterritorialität im engeren Sinne (richtiger Exemtion, 
Immunität) darin zu erkennen, dass Rechte der Souveränetät, die 
vom Gesetze bestimmt, von Jedermann anerkannt und geachtet. 
Jedem gegenüber wirksam und giltig sind, nicht ausgeübt werden 
dürfen. Darin liegt der Unterschied zwischen gesandtschaftlicher 
Unverletzlichkeit (in ihrem eigenthümlichen Verstände) und ge- 
sandtschaftlicher Immunität. 

Die wichtigste unter den Exemtionen ist die von der Straf- 
gerichtsbarkeit des empfangenden Staates. Von ihr soll also zunächst 
gehandelt werden. 

§7. 

Die Exemtion von der Strafgerich.tsbarkeit ins- 
besondere. 

Die Exemtion von der Strafgerichtsbarkeit ist ein so wichtiges 
Recht, dass man dieselbe nicht anders erklären zu können glaubte, 
als dass man sich dachte, der Gesandte befinde sich ausserhalb 
des Staatsgebietes, so dass er von der strafenden Gerechtigkeit 
nicht erreicht werden könne. 

Das erste Recht des Staates ist das der Selbsterhaltung. Nur 
wenn der Staat lebt, kann er sich entfalten und blühen. Dem 
Rechte auf Entwicklung geht also jenes auf Erhaltung voraus. 
Der Staat erhält sich, wenn er drohende AngriflFe, sie mögen gegen 
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ihn selbst oder die Staatsgenossen gerichtet sein, sie mögen von 
Anssen kommen oder im Innern geplant werden, das Werk Einzelner 
oder Vieler oder von Staaten sein, abwehrt, stattgefundene Angriffe 
bestraft, kurz, der Staat übt sein Recht der Selbsterhaltang aas 
durch Prävention und Repression : die erste ist Selbstvertheidigung, 
die zweite Strafgerichtsbarkeit. 

Die Selbstvertheidigung ist kraft eines nnentziehbaren Rechtes 
auch dem Gesandten gegenüber, der eine strafbare Handlung 
ausführen will, erlaubt und geboten; die Strafgerichtsbarkeit des 
Staates dagegen dringt nicht bis zu ihm; er ist von ihr kraft 
eines völkerrechtlichen Gebotes befreit, i) ^) 

Die Gründe dieses wichtigsten unter den Gesandtenrechten 
sind die Gründe aller, doch potenzirt. Es fragt sich nur, wie der 
Staat seines Strafrechtes zu Gunsten des Gesandten sich entäussern 
könne, und besonders, ob ihm das Völkerrecht für das entgehende 
Strafrecht einen Ersatz biete ? Denn, wäre die Exemtion des Ge- 
sandten von der Strafgerichtsbarkeit des empfangenden Staates 
mit Straflosigkeit gleichbedeutend, könnte der Gesandte dessen 
Strafgesetzen, welche die theuersten Güter zu schützen bestimmt 
sind, Hohn bieten, so müsste letzterer eine Einbusse an Autorität 
und Würde erfahren, der gegenüber die Erwägung der Nothwen- 
digkeit, Garantien für die Erfüllung des gesandtschaftlichen Auf- 
trages zu schaffen, in sich zusammenfiele. 

Dem ist aber nicht so ; vielmehr hat der Gesandte mannigfache 
Gründe, vor der Verletzung des fremden Strafgesetzes zurückzu- 
schrecken. 8) Wir wollen den Tadel der öffentlichen Meinung, welcher 
ihn kraft seiner hohen Stellung doppelt und dreifach trifft, auch 
die Gefahr, seines Amtes durch die eigene Regierung enthoben zu 
werden, gar nicht erwähnen. Aber, wird ihn letztere, besonders 



^) Holtzendorff, Das europäische Völkerrecht, in seiner Encyclopädie 
der Rechtswissenschaften. Leipzig 1877, § 47, S. 1013. 

*) Fiore, II. Band, § 1238, S. 425, bekennt sich zur entgegengesetzten 
Ansicht „salvo le questioni di convenienza per la forma del procedimento^. 

8) Treffend bemerkt L. Neumann: §62 (a) S. 167. „Die Exemtion von 
der Strafgerichtsbarkeit ist kein Freibrief zur Begehung von Verbrechen.** 
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wenn es sich um Verbrechen handelt, nicht vor die eigenen Gerichte 
stellen? Der fremde Staat kann dies verlangen, und er wird es 
auch in der That, wenn durch die vom Gesandten begangene 
strafbare Handlung die öffentliche Meinung im Lande in bedenklicher 
Weise aufgeregt oder ein geheiligtes Gut mit Füssen getreten oder 
das politische Band zu erschüttern versucht wurde. Der Staat wird 
in diesen Fällen die Stellung des Gesandten vor die fremden 
Gerichte verlangen, er wird dies als einen Theil der ihm zu leistenden 
Genugthuung und Abbitte betrachten und seiner Forderung bei 
gehöriger politischer Macht durch die Waff^en und anderswie 
Nachdruck verschaffen. 

Sollen wir die Exemtion des Gesandten von der Strafgerichts- 
barkeit des fremden Staates in einen knappen Satz bringen, so 
können wir sagen : Sie ist nicht Exemtion vom materiellen Straf- 
rechte, weil die strafbare Handlung, und zwar genau nach dessen 
Bestimmungen, als begangen angesehen wird. Sie ist nur Exemtion 
vom formellen Strafrechte, und dies hat eben zur Folge, dass der . 
Gesandte im fremden Staate weder geladen noch verhaftet noch 
vernommen noch verurtheilt werden kann. 

Es ist nun das Verfahren zu prüfen, welches der empfan- 
gende Staat dem Gesandten gegenüber, der sich einer strafbaren 
Handlung schuldig gemacht hat, einhalten kann. 

In Fällen geringster Bedeutung kann sich der Staat, wie 
schon Groot^) annahm, den Anschein geben, dass er von der 
Sache nichts wisse ; die politische Klugheit kann diesen Vorgang 
empfehlen. Wächst die Bedeutung der Handlung, so wächst im 
Verhältnisse das Recht des Staates, immer energischere Mittel 
anzuwenden, deren Folge sich also darstellen würde: Der Staat 
gibt dem Gesandten in vertraulicher Weise sein Bedauern zu er- 
kennen, er klagt bei des Gesandten Regierung, er suspendirt 
seine Beziehungen zu ihm, er beantragt oder fordert kategorisch 
dessen Zurückberufung, er weist ihn, wenn diese unterbleibt oder 
Gefahr im Verzuge oder durch die That des Gesandten der 



^) ir. Buch, XVm. Kap., § 4, S. 527. 
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öffentliche Zustand im Lande geradezu erschüttert, die öffentliche 
Meinung in bedenklicher Weise aufgeregt worden ist, ohne Weiteres 
aus seinem Gebiete hinaus, d. h. er übergibt ihm die Pässe, be- 
fiehlt, innerhalb einer gewissen Zeit die Grenze zu überschreiten 
und wendet im Weigerungsfalle Gewalt an. Hiebei ist aber stets 
der Grundsatz festzuhalten, dass einerseits diese Verfügungen, da 
ein internationales Verhältniss von höchster Wichtigkeit im Spiele 
ist, nur von der obersten Regiernngsgewalt ausgehen dürfen, und 
dass andererseits die Würde des im Gesandten verkörperten 
fremden Staates in strengster Weise geachtet werde. 

Es fragt sich, ob dieses vom Völkerrechte für strafbare 
Handlungen des Gesandten bestimmte Verfahren auch dann an- 
gewendet werden dürfe, wenn die von ihm begangene Handlung 
nicht alle Merkmale einer strafbaren vereinigt (z. B. Schmähung 
des fremden Souveräns in einem an einen Privatmann gerichteten 
geschlossenen Briefe), oder wenn der blosse Verdacht obwaltet, 
dass er eine strafbare Handlung begehen könne ? Unsere Meinung 
ist, dass auch der gegründete Verdacht und die obbezeichneten 
Handlungen den Staat je nach Umständen zu solchen und ähn- 
lichen Vorkehrungen berechtigen. 

Das in seinen Hauptzügen charakterisirte Verfahren ist ein 
Repressiwerfahren eigener Art. Und wie es nicht zweifelhaft sein 
kann, dass der Staat zu dessen Anwendung dem Gesandten gegen- 
über berechtigt sei, ebenso lässt sich nicht bezweifeln, dass 
er geplante, sowie in der Ausführung begriffene strafbare Hand- 
lungen desselben mit allen Mitteln verhindern, die Prävention im 
weitesten Umfange ausüben könne, das Recht des Privatmannes, 
sich zur Wehr zu setzen, gar nicht zu erwähnen. Der Staat kann 
nicht ruhig abwarten, dass vor seinen Augen die strafbare Hand- 
lung begangen werde und auch nicht zusehen, wenn sie begangen 
wird. Die internationale Rücksicht verliert da ihre Berechtigung ; 
das Gebot der Völker, den Gesandten zu schonen, reicht nicht 
so weit. Daraus folgt, dass der Staat auch dem Gesandten gegen- 
über, welcher eine stratbare Handlung zu begehen im Begriffe 
steht oder versucht oder begeht oder wiederholen dürfte, alle 
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Mittel, auch die äussersten, anwenden dürfe, um das Uebel zu 
verhüten oder zu verringern. Es sind also selbst die Verhaftung, 
die Personsdurchsuchung, das Verhör und die zwangsweise Ge- 
leitung bis zur Staatsgrenze in dem einen, die gewaltsame Zu- 
rlickdrängung , die körperliche Verletzung und die Tödtung in 
dem anderen Falle niöht ausgeschlossen. Auch der Besitz des Gre- 
sandten braucht da nicht geschont, er kann angegriffen und ver- 
letzt, Werkzeuge der strafbaren Handlung (z. B. die Exemplare 
einer strafbaren politischen Druckschrift) können confiscirt und 
vernichtet werden. Allerdings müssen die Grenzen rechtmässiger 
Selbstvertheidigung stets sorgsam geachtet werden. Wicquefort 
bestimmt sie in trefflicher Weise, indem er sagt: „Die Grenzen 
rechtmässiger Vertheidigung' sind darin gegeben, dass man sich 
der Gewalt widersetze, ohne sie selbst zu üben." ^) 

§ 8. 
Fortsetzung. Die Staatsverbrechen. 

Hervorragende Publicisten wollen die Exemtion des Ge- 
sandten von der Strafgerichtsbarkeit dann nicht gelten lassen, 
wenn die strafbare Handlung sich als Staatsverbrechen darstellt. 
Calvo^) behauptet, dass bei Verbrechen gegen die Sicherheit 
des Staates die Immunität des Gesandten aufhöre; nur gebieten 
die internationalen Rücksichten, dass der verletzte Staat, wenn 
nicht Gefahr im Verzuge, früher die Zurückziehung des gesandt- 
schaftlichen Auftrages zu erlangen suche. Auch Wheaton^) 'ver- 
leiht dem Staate ein Strafrecht, wenn der Gesandte ein Ver- 
brechen gegen dessen Sicherheit begangen. Es rechtfertige sich 
durch das äusserste Recht persönlicher Erhaltung, reiche aber 
nicht bis zur Todesstrafe. Enger fasst H e f f t e r *) dieses staat- 



Wicquefort, I. Buch, XXIX. Sect., S. 524. 
») § 577, S. 591. 

«) I. B., III. Th., I. Kap., § 15. S. 201. 
*) § 214, S. 404. 
Lovisoni, Die Gesandtenrechte. 



— 18 — 

liehe Strafreeht. Er sagt, es dürfe, wenn der Gesandte sich in 
eine oflfene Conspiration oder Kriegsuntemehmung gegen die aus- 
wärtige Regierung eingelassen haben sollte, eine gleichfalls feind- 
selige Behandlung desselben platzgreifen, namentlich Gefangen- 
nehmung und etwaige körperliche Retention bis zu erlangter 
Genugthuung oder beendigter Vertheidigung. Am Weitesten geht 
Pinheiro-Ferreira^) in seinen Noten zu Martens; Der Ge- 
sandte sei der fremden Gerichtsbarkeit in Strafsachen unterworfen, 
brauche aber nicht persönlich zu erscheinen. Das Strafurtheil 
werde gefällt, aber sein Vollzug der fremden Regierung über- 
lassen. Wenn aber die strafbare Handlung auf Anstiften der 
fremden Regierung selbst begangen wurde, könne das Urtheil 
auch vollzogen werden. 

Der Ansicht gegenüber, dass der Gesandte bei Staatsver- 
brechen nicht exemt sei, muss gefragt werden, was der Völker- 
wille, der einzige Völkerrechtsfactor, bestimme. Wir erachten, dass 
er die Staatsverbrechen von der Regel nicht ausnehme. Groot^) 
macht keinen Unterschied. Bynkershoek^) denkt, dass es 
trotz abweichender Beispiele im Völkerrechte nicht begründet sei, 
zwischen gemeinen Verbrechen und solchen gegen die souveräne 
Gewalt zu unterscheiden und Holtzendorff*) erklärt, ein Straf- 
verfahren gegen den» Gesandten sei vollständig ausgeschlossen. 
Uns scheint der Unterschied auch nicht in der Vernunft begründet. 
Wir vermissen einen inneren Grund dafür. Wird die Abschreckung 
oder die Sühne bezweckt, oder lässt sich sonst keine völkerrechtliche 
Genugthuung, eine wirksamere, erlangen? Noch weniger be- 
greifen wir, warum das Strafrecht des Staates, wenn angenommen, 
nicht bis zur Todesstrafe reichen dürfe. Fängt erst bei ihr die 
Verletzung der gesandtschaftlichen Würde an? — In Heffter's 
Auffassung liegt eigentlich keine Ausübung des Strafrechtes, 
sondern eine Maassregel zur Erlangung der Genugthuung für die 



^) Pinheiro-Ferreira zu Martens' Anm. zu §216, S. 113 und f. 
2) II. Buch, XVm. Kap., § 5, 5. S. 527. 
») XVn. Kap., S. 386 u. ff. 
*) § 47, S. 1013. 
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erlittene Unbill. Pinheiro-Ferreira endlich hält das Recht^ 
welches vielleicht sein könnte oder sollte, für dasjenige, welches 
thatsächlich ist. Auch innere Gründe fehlen, die seine Ansicht 
rechtfertigen könnten. Die Sicherheit des Gesandten ist nicht ge- 
währleistet, da ja immer behauptet werden kann, der fremde Staat 
sei der Anstifter. Die Würde des Gesandten erleidet schon durch 
die strafrechtliche Beschuldigung eine Einbusse. An die Erfüllung 
der gesandtschaftlichen Pflichten ist nicht zu denken, weil Sorge,. 
Aufregung und die Vertheidigung den Sinn ablenken. Endlich 
widerspricht das persönliche Nichterscheinen vor Gericht einer 
Grundregel des modernen Strafverfahrens und gefährdet das UrtheiL 

§9. 

Fortsetzung. Die Beste chung. 

Einige Publicisten stellen sich die Frage: Ob die vom Ge- 
sandten zu Zwecken seines Auftrages verübte Bestechung ein 
Verbrechen sei? Wicquefort^) erklärt, es sei dem Gesandten 
gestattet, die Minister des Hofes, an dem er verhandelt, zu be- 
stechen. Martens^) hält die Bestechung dann als erlaubt, wenn 
der Verräther sich freiwillig anbiete. Gelte es die Retorsion, 
d. h., sei der Regierung des Gesandten selbst gegenüber durch 
den Gesandten des empfangenden Staates im Auftrage desselben 
die Bestechung versucht oder verübt worden, so sei sie selbstver- 
ständlich noch mehr gerechtfertigt und auch dann nicht zu ver- 
werfen, wenn der Staat, durch den Trieb der Selbsterhaltung ge- 
drängt, zu diesem sonst verwerflichen Mittel greife. 

Dass Wicquefort, ein nicht juristischer Schriftsteller, 
juristische Begriffe nicht immer zu fassen vermocht habe, ist 
keineswegs zu verwundern. ') Aber Martens hätte erwägen 
können, dass ein Völkerrechtsbuch kein Moraltractat ist. Es gibt 



*) n. Buch, IX. Sect., S. 212. 

^) § 232, S. 150. 

») AnclLBynkershoek, XVI. Kap., S. 376, sagt: „Wie qnefort ins, ut 
juris privati minime consultus fait etc." 

2* 



— 20 — 

kein europäisches Strafgesetz, worin die Bestechung von Amts- 
personen, also die Verleitung zum Missbrauche der Amtsgewalt, 
nicht als strafbare Handlung angesehen und bestraft würde. Kein 
Staat wird zu Gunsten des Gesandten eine Ausnahme machen 
wollen oder können, welche auch die Beweggründe sein mögen, 
die für letzteren bestimmend gewesen, welche auch die eigene 
Mitschuld sei. Wicquefort*) richtet übrigens selbst seine An- 
sicht, indem er hinzufügt, in der Absicht des Völkerrechtes liege 
die Erlaubtheit der Bestechung keineswegs, denn jenes wolle die 
Gesellschaft erhalten, diese aber vernichte sie. 

Natürlich unterliegt nur jene Bestechung der strafrechtlichen 
Beurtheilung , welche die Merkmale einer strafbaren Handlung 
vereinigt. Wenn also Wicquefort^) schreibt: man besticht die 
Minister nicht nur durch Geschenke, sondern auch durch andere 
Mittel; man schmeichelt der Eitelkeit der Einen und man reizt 
den Ehrgeiz der Anderen ; man lässt die Einen auf Bereicherung 
hoflfen und nährt das Missvergnügen der Anderen , indem man 
sich in ihre gegen den Fürsten gerichteten Interessen einmengt, 
von welchem sie sich vernachlässigt oder verachtet glauben, so 
hat er nicht immer die nach dem Gesetze strafbare Bestechung 
im Sinne. Auch jene andere kann internationale Folgen haben; 
sie unterliegt aber nicht der strafrechtlichen Beurtheilung und 
wir hatten uns nicht mit ihr zu befassen. 

§10. 

Fortsetzung. Subsidiäres und Privatklagerecht. 

Privatschadenersatz. 

Dass das subsidiäre und das Privatklagerecht der Staats- 
genossen, welche Rechte dem Gesandten gegenüber selbstver- 
ständlich ausgeschlossen sind, keinen Ersatz in irgend einem Rechte 
haben, von der eigenen obersten Regierung völkerrechtliche Maass- 



') Daselbst, S. 117. 
^) Daselbst. 
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regeln gegen jenen zu fordern, versteht sich. Es liegt ihr nur im 
Allgemeinen die Pflicht ob , das Recht der Staatsgenossen inner- 
halb der durch das Staatswohl gebotenen Schranken zu wahren. 
Es kann zwar also z. B. der in seiner Ehre angegriffene Privat- 
mann dem Gesandten kein concretes Vergeltungsrecht gegenüber- 
stellen Nichts hindert aber den Verletzten, sich in schweren Fällen 
an die Regierung oder an das zuständige Strafgericht des Ge- 
sandten zu wenden und sein Recht zu versuchen. 

Es ist nun eine sich eng an das Strafrecht anschliessende 
Frage abzuhandeln, die Frage nach dem Privatschadenersatze^ 
welcher dem durch das Delict des Gesandten Verletzten (Privat- 
mann oder Körperschaft) etwa gebührt. Dieser Schadenersatz kann 
weder — und das versteht sich — von den Strafgerichten, noch, 
wie sich später zeigen wird , von den Civilgerichten des Landes, 
worin das Delict begangen wurde, angesprochen werden. Der 
Verletzte hat sich also an das zuständige Straf- oder, nach Um- 
ständen, Civilgericht des Gesandten zu wenden. Gelingt es ihm 
wegen ablehnenden Verhaltens der fremden Behörden hier nicht, 
Genugthuung für das erlittene Civilunrecljt zu erlangen, so würde 
es allerdings einem obersten Rechtsgrundsatze entsprechen, dass 
der Staat den Verletzten, welcher dem öffentlichen Wohle ein sonst 
Jedem jederzeit zustehendes Grundrecht geopfert hat, aus öflfent- 
lichen Mitteln entschädigte. 

Auch der Staat kann als Privatbetheiligter vor dem* zu- 
ständigen Straf- oder Civilgerichte des Gesandten auftreten. 
Sollte hier kein Verfahren stattfinden können, so wäre die Frage 
der Entschädigung auf diplomatischem Wege auszutragen. 

§11. 

S c h 1 u s s. 

Die Strafhoheit des Staates äussert sich nicht nur darin, 
dass Jemand als Beschädigter, sondern auch darin, dass er als 
Zeuge imperativ vor Gericht geladen wird. Der Gesandte ist nun 
der Zeugnisspflicht unter folgenden Beschränkungen unterworfen. 
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Er empfängt den Auftrag, Zeugniss abzulegen, nicht vom fremden 
Strafgerichte, sondern von der eigenen Regierung. Diese entscheidet, 
ob das Verlangen gerecht sei und ob es genüge, dass das Zeugniss 
durch einen Abgeordneten des Gerichtes in der gesandtschaftlichen 
Wohnung abgeholt oder schriftlich abgegeben werde, oder ob der 
Gesandte persönlich vor Gericht erscheinen müsse. Die Forderung 
persönlichen Erscheinens lässt sich im Allgemeinen nicht zurück- 
weisen, wenn, wie z. B. nach den Bestimmungen der amerikanischen 
Constitution, der Angeklagte in allen Fällen das Recht hat, den 
Belastungszeugen, und zwar vor dem Gerichte selbst, gegenüber- 
gestellt zu werden, widrigenfalls die Zeugenschaft als ungesetzlich 
betrachtet wird. Ja, es hat Nordamerika im Jahre 1856 wegen 
der Weigerung des holländischen Gesandten, als Zeuge vor dem 
Strafgerichte zu erscheinen , dessen Zurückberufung verlangt. ^) 
Erscheint der Gesandte trotz des vom eigenen Staate erhaltenen 
Auftrages nicht vor Gericht, so darf doch keine Ordnungsstrafe 
über ihn verhängt, und noch weniger vollzogen werden. Man 
betritt hier schon das Gebiet der Strafe ; diese unter welcher Be- 
zeichnung immer auszusprechen, ist der fremde Staat nicht befugt. 
Doch wäre er berechtigt, Genugthuung zu fordern. Auch process- 
widrige Handlungen des als Zeuge vor Gericht erschienenen 
Gesandten dürften selbstverständlich nicht mit processualischen 
Ordnungsstrafen (Ordnungsrufe, Geld- und Arreststrafen) belegt 
werden. Die Vernehmung wäre abzubrechen und auf diplomatischem 
Wege Beschwerde zu führen. Der vor Gericht geschworene Meineid 
endlieh ist eine stralbare Handlung, welche den allgemeinen Be- 
stimmungen unterliegt. 

Dem Zeugnisszwange entspricht der Zwang zur Herausgabe 
von Urkunden, die zur Processführung nothwendig erscheinen. Der 
Gesandte kann nun hiezu nicht gezwungen werden. Aber der 



«) Siehe Calvo, §584, undAnni. S. 594. Treffend fragt Laurent, Droit 
•civil international. III. B., S. 144 (bei Fiore S. 424): „L'ind^pendance des agents 
diplomatiqnes, lenr caractfere, l'honneur qui est du aux princes, qn'ils repr^sen- 
tent, emp§chent-ils qu'ils viennent dans le sanctuaire de la justice dire ce qu'ils 
«avent pour l'öclairer?" 



— 23 — 

empfangende Staat kann von dem sendenden als ein Recht ver- 
langen dass, wenn nicht höhere Ervs^ägungen im Spiele sind, jenem 
die Herausgabe der Urkunden aufgetragen werde ; im Weigerungs- 
falle kann er dann Genugthuung nehmen. 

Dass das objective Verfahren in Strafsachen, darin bestehend, 
dass, ohne gegen eine bestimmte Person eine Klage zu erheben, 
im öffentlichen Interesse vom Richter erkannt werde, ob der 
Inhalt einer Druckschrift ein Verbrechen oder Vergehen begründe, 
auch dem Gesandten gegenüber, welcher ein Pressdelict begangen 
hat; angewendet werden könne^ unterliegt keinem Zweifel. Das 
objective Strafverfahren sieht eben von der Person ganz ab. Da- 
gegen dürfte gegen den Gesandten die ordentliche Klage nicht 
erhoben werden. 

Auch der Gesandte kann als Privat- oder subsidiärer Ankläger, 
oder als Privatbetheiligter im fremden Staate gegen Jemanden 
auftreten. Die Frage, ob er hiezu der Erlaubniss der eigenen 
Regierung bedürfe, betrifft sein Verhältniss zu dieser, also das 
innere Staatsrecht, beeinträchtiget aber nicht die Wirksamkeit des 
Verfahrens. Der Gesandte verzichtet dann auf die Immunität und 
muss alle Processfolgen tragen. Daher kann ihm auch durch 
Beschluss des Gerichtes der Ersatz der Kosten aufgetragen werden, 
wenn das Strafverfahren auf andere Weise als durch ein ver- 
urtheilendes Erkenntniss beendigt wurde. Doch ist der Beschluss 
nicht vollstreckbar. 

Ob es sieh der Ansicht B 1 u n t s c h 1 i's ^) gemäss mit der Be- 
freiung der gesandtschaftlichen Person von der Strafgerichtsbarkeit 
des fremden Staates ähnlich verhalte, wie mit der staatsrechtlichen 
UnVerantwortlichkeit der Souveräne ? Wir glauben, dass die Aehn- 
lichkeit mehr auf Schein beruhe. Der Souverän ist im strengsten 
Sinne des Wortes unverantwortlich, der Gesandte auch für die 
geringste seiner Handlungen verantwortlich. Der Souverän unter- 
steht keinem Gerichte, der Gesandte den Gerichten des Heimat- 
landes; endlich hat dem Souverän gegenüber das Volk nur in 



') § 141, Anm. S. 120. 
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den schwersten Fällen öffentlicher Bedrängniss ein äusserstes 
Secht der Nothhilfe, dem Gesandten dagegen, welcher eine straf- 
bare Handlung begehen will, droht die gewaltsame Entfernung- 
vom Staatsgebiete, die Amtsentsetzung und Strafe. 

§12. 

Die Befreiung des Gesandten von der Souveränetät 

des Staates in der Verwaltung. 

Die Strafgerichtsbarkeit ist nur eine der vielen Aeusserungs- 
formen der staatlichen Souveränetät, und zwar allerdings die 
wichtigste , denn die erste Bedingung der Existenz der zum Staate 
vereinigten Gesellschaft ist die Unversehrtheit jener Güter, die 
gleichsam der Ursprung des physisch- geistig-wirthschaftlichen Lebens 
sind, und die Zurückweisung und Bestrafung aller dagegen ge- 
richteten Angriffe. Die Strafgerichtsbarkeit ist lediglich negativ; 
sie will nur das Uebel verhindern oder beseitigen und erst 
damit das Gute schaffen, sie ist nicht positiv thätig, das Gute 
erzwingend, wenn es nicht freiwillig geleistet wird. Die Aufgabe 
des Staates ist nun damit nicht erschöpft; seiner harrt eine un- 
endliche Reihe von Aufgaben, theils negativen, theils positiven 
Inhaltes, theils auf Verhinderung des Uebels, theils auf Förderung 
des Guten gerichtet, theils Pflege, theils Imperium, theils Ge- 
richtsbarkeit, die wir unter dem Gesammtausdrucke Verwaltung 
zusammenfassen. 

Insoferne die Verwaltung nur Pflege ist, insoferne sie nur 
Wohlthaten undVortheile eröffnet, deren Benützung Jedem, innerhalb 
seiner Lebenssphäre, freigestellt ist, kann von gesandtschaftlicher 
Immunität nicht die Rede sein. Es gibt keine Befreiung von 
Rechten. Sie beschränkt sich aber nicht auf die Pflege. Sie ge- 
bietet und verbietet, ja sie greift zeitweise in die individuelle 
Rechtssphäre und beschränkt oder entzieht Rechte, wenn das 
allgemeine Wohl es verlangt. Endlich richtet sie in vielen Fällen, 
wenn der Einzelne durch eine behördliche Entscheidung oder Ver- 
fügung in seinen Rechten sich betroffen fühlt. 
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Es versteht sich, dass der Gesandte der Souveränetät des 
Staates in der Verwaltung ebenso unterworfen ist, wie der Straf- 
gerichtsbarkeit. Es ist nicht denkbar, dass der Staat den Gesandten 
über das Gesetz stelle und also eine Souveränetät neben der 
seinigen anerkenne, welche die letztere begrifflich zerstören würde. 
Es wäre überdies unbillig, weil der Gesandte, wie jeder Staats- 
genosse und Fremde, die Wohlthaten geniesst, die der Staat 
gewährt und die gewissen Pflichten entsprechen, deren Erfiillung 
als die nothwendige Gegengabe der Wohlthaten erscheint. Es 
wäre endlich zwecklos, weil der den Gesetzen geleistete Gehorsam 
nicht erniedrigt, sondern erhebt, adelt und ehrt. Die gesandt- 
schaftliche Immunität darf also nicht im Entbundensein von der 
Pflicht des Gehorsams gegenüber den Gesetzen, welche die Ver- 
waltung des Staates regeln, gesucht werden. Der Gesandte ist den 
Bau-, Jagd-, Forst-, Fischerei-, See-, Sanitätsgesetzen, den Sitten- 
polizeivorschriften, den Steuergesetzen, der Expropriation u. s. w. 
so unterworfen, wie jeder Andere. Wir haben dessen Immunität 
einzig in der Art zu suchen, wie sich die Souveränetät des Staates 
hier äussert, d. h. handelt der Gesandte einer Satzung des Ver- 
waltungsrechtes zuwider, oder überschreitet er ein in besonderen 
Fällen individuell erlassenes Gebot oder Verbot, so darf weder 
ein Verfahren gegen ihn eingeleitet, noch ein Urtheil gesprochen, 
noch persönlicher oder sachlicher Zwang geübt werden, sondern 
die verletzte Souveränetät verschafft sich international durch die 
bei der Regierung des sendenden Staates angebrachte Beschwerde, 
eventuell dadurch, dass sie die Entfernung des Gesandten ver- 
anlasst und Genugthuung fordert, die ihr zukommende Achtung 
und Geltung. 

Wir brauchen nicht zu erwähnen, dass dem Gesandten dieselbe 
Immunität auch rücksichtlich aller im Staate bestehenden autonomen 
Verbände gesichert ist. 

Insofeme der Gesandte eine besondere, von der gesandt- 
schaftlichen und der schlechthin bürgerlichen ganz abseits liegende 
Stellung annimmt, sich einem besonderen Berufe oder Geschäfte, 
einem Gewerbe hingibt, ist er den Landesgesetzen ganz und gar 
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unterworfen und kann selbst durch Zwang zu deren Befolgung 
verhalten werden. Auch versteht es sich, dass die Immunität den 
Staat nicht hindert, geplante Uebel und die Fortsetzung eines 
gesetzwidrigen Verhaltens oder Thuns selbst mit Anwendung von 
Zwang zu verhindern. 

Nur in äusserst wenigen Fällen ist der Gesandte von der 
Souveränetät des Staates in der Verwaltung wirklich und durchaus 
befreit. Wir wollen dessen Correspondenzfreiheit mit der eigenen 
Regierung, die von jedem administrativen Eingriffe des fremden 
Staates, selbst in Fällen, in denen er nach den Gesetzen berechtigt 
wäre, befreit ist, ferner die Religionsfreiheit erwähnen. Von dieser 
letzteren und von der vermeintlichen Steuerfreiheit des Gesandten 
ist hier noch insbesondere zu handeln. 

§13. 

Von der Religionsübung. 

Obwohl viele Publicisten , wie VatteP), Martens^), 
Holtzendorff*), das Recht der freien Religionsübung, das 
übrigens alle Völker dem Gesandten zuerkennen, unter die. nicht 
nothwendigen oder Nebenrechte, d. h. jene Rechte zählen, „die 
im Vergleiche zu den übrigen wohl nebensächliche genannt werden 
dürfen"*), und obwohl Martens^) sagt, nach dem Grundsatze 
aller Religionen genüge die einfache Andacht in allen Fällen, in 
denen eine Religion nicht öflfentlich geübt wird, lässt sich an der 
Wichtigkeit und Bedeutsamkeit dieses Rechtes, vom religiösen 
Gesichtspunkte aus, nicht zweifeln. Denn das Recht der freien 
Gottesverehrung ist zwar zur Erfüllung des gesandtschaftlichen 
Auftrages nicht nothwendig, aber unerlässlich zur Befriedigung 
des religiös-moralischen Gewissens; auch gibt sich in seiner An- 
erkennung jene Achtung kund, welche der fremde Staat durch 



») IV. Buch, VII. Kap., § 104, S. 285. 

») § 223, S. 133. 

») § 48, S. 1014. 

*) Holtzendorff , daselbst. 

*) Daselbst. 
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den Gesandten dem Souveräne desselben entgegenbringt. Doch 
gerade mit Rücksicht auf diese gewissermaassen symbolische Be- 
deutung der freien Religionsübung wirft Wicquefort die Frage 
auf, ob dem Gesandten das Recht auch dann zustehe, wenn seine 
Religion nicht die seines Souveräns ist. Er sagt: „Indem der 
Gesandte seinen Souverän darstellt, so bezeugt der Staat durch 
Gewährung der freien Religionstibung die diesem schuldige Achtung. 
Es ist daher zweifelhaft, ob dem Gesandten das Recht dann zustehe, 
wenn seine Religion nicht diejenige seines Souveräns ist."i) 
Dagegen kann es nicht zweifelhaft sein, dass vom Rechte der 
freien Religionsübung in dem Falle nicht die Rede sein könnte, 
wenn die Religion des Gesandten etwas moralisch anstössiges, 
die Grundsätze der moralischen Ordnung im fremden Staate ver- 
letzendes an sich trüge. Der Cultus des Gesandten kann aber 
moralisch untadelhaft sein, und doch zu den im fremden Staate 
verbotenen Culten zählen, die von der Staatsgewalt verhindert 
oder gar mit Strafe belegt werden. Nur dann erlangt das Vor- 
recht eine reelle Bedeutung; die ideelle behauptet es natürlich 
immer. 

Es sind hier nun noch einzelne Fragen zu beantworten. 

Zur Vornahme religiöser Handlungen ist vor Allem nur der 
competente Geistliche berechtigt. 2) Competent ist nur der Geistliche, 
den die Regierung des Gesandten oder dieser selbst mit Erlaubniss 
oder über Auftrag derselben zur Vermittlung der Religionsübung 
angenommen hat. 

Zur Theilnahme an der Religionstibung sind berechtigt: der 
Gesandte, dessen Familie und Gefolge; dann in der Regel jene 
Staatsgenossen desselben, die sich am Residenzorte aufhalten.*) 
In neuerer Zeit wird aber nicht selten durch Verträge und Connivenz 
gestattet, dass auch andere Personen*), sogar fremde Staatsan- 
gehörige, am gesandtschaftlichen Gottesdienste theilnehmen. Nur 



») I. B., XXVIII. Sect., S. 502. 

«) Heffter, §213, S. 402. 

^ Blnntschli, §205, S. 139, und §208, S. 140. 

*) Kl üb er, §216, S. 255. 



I 



— 28 — 

in Rom war es unter päpstlicher Herrschaft den Römern verboten, 
dem protestantischen Gottesdienste in der preussischen Gesandt- 
schaftscapelle beizuwohnen.^) Für die Zulassung nicht berechtigter 
Personen kann der Gesandte verantwortlich gemacht werden. 

Die Handlungen, zu denen die freie R^ligionstibung berechtigt, 
sind die Andacht und die Predigt, ferner alle Parochialhandlungen, 
z. B. die Taufe, die Trauung, der Trauergottesdienst beim Be- 
gräbnisse^) u. s. w. Diesen Handlungen und dem, was damit 
verbunden ist, z. B. Kirchenbücher, legen die Gesetze bürgerlich- 
rechtliche Wirksamkeit bei, so dass der Geistliche als der eigentlich 
competente Pfarrer in Bezug auf das gesandtschaftliche Personale 
erscheint. ^) 

Der Ort der Religionsübung ist ausschliesslich die Gesandt- 
schaftscapelle. Diese kann sich zwar äusserlich zeigen, der 
Gottesdienst aber nicht, so dass auch Glockengeläute, äussere 
Processionen , sofern jener Gultus im fremden Staate öflFentlich 
nicht geübt wird, unterbleiben müssen.*) Ebenso darf auch der 
Geistliche ausserhalb der Capelle und der Gesandtschaftswohnung 
Handlungen seines Amtes nicht vornehmen. **) 

„Auch während der temporären Abwesenheit des Gesandten, 
ja selbst während einer Vacanz im Gesandtschaftsposten und 
nach dem Tode des Constituenten bis zur Ueberreichung des neuen 
Creditivs kann die Gottesverehrung in der Gesandtschaftscapelle 
ihren Fortgang haben." ®) 

§14. 

Von der Steuerfreiheit. 

Auch in der Steuerpflicht aller Bewohner des Staatsgebietes 
gibt sich die Souveränetät des Staates zu erkennen. Ist der 
Gesandte von dieser Pflicht befreit? 

^) Bluntschli, §205, S. 139. 
«) Derselbe, § 206, S. 139. 
») Heffter. 

*) Calvo, §595, S. 601. 
Härtens, §225. S. 137. 
«) Klüber, §216, S.256. 
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Alle Publicisten, darunter Calvo^),Wheaton^), Klübers), 
Martens*), Heffter^), Neumann®), Fiore^), stimmen 
darin überein, dass der Gesandte von persönlichen Auflagen, 
Abgaben, persönlichen Staatslasten befreit sei. Diese Befreiung 
erklärt sich vielfach aus der ihm anklebenden Eigenschaft eines 
Ausländers, hat aber überdies noch darin ihren Grund, dass solche 
Auflagen, wie Klub er sagt, „Oberherrschaft des einen, ünter- 
thanenschaft des anderen Theiles voraussetzen" »), d. h. sie ruhen 
nicht auf dem Vermögen und berühren nicht die Person nur in- 
sofeme, als sie Trägerin desselben ist, sondern sie fordern, wie 
z. B. die Kopfsteuer, die Person als solche zu einer Leistung auf. 
Andererseits ist ebenso klar und wird allgemein zugegeben, dass 
der Gesandte solchen Abgabe n unterworfen sei, die als unmittelbarer 
Ersatz für gemachten Aufwand bei Gewährung individueller Vortheile 
seitens des Staates oder von Corporationen und Gesellschaften®), 
oder für die freigestellte Benützung öffentlicher Anstalten ^o) er- 
scheinen, so dass Strassen- und Brückengelder, Post- und Eisenbahn- 
gebühren u. s. w. zu entrichten sind. 

Desgleichen erhellt , dass der Gesandte zm' Tragung jener 
Steuern und Abgaben verpflichtet sei, die aus der Uebung be- 
sonderer von der Gesandtschaft unabhängiger Befugnisse, z. B. 
Handel, Gewerbe, erwachsen, ^i) 

Auch die Grundsteuer ^^) und die Gebäudesteuer müssen getragen 
werden, selbstverständlich in dem Falle, wenn das Object mit der 
Gesandtschaft nichts gemein hat, aber auch dann, wenn es eben 



^ 9 



§ 594, S. 601. 

2) I. B., III. Th., I. Kap., § 18, S. 218. 
«) § 205, S. 239. 
*) § 227, S. 140. 
*) § 217, S. 408. 
«) § 63, S. 169. 
') II. Band, § 1216, S. 404. 
*) Daselbst. 

) Klub er, §206, S. 240. 
") Holtzendorff, §48, S. 1014. 
") Klub er, Daselbst. 
*«) Derselbe, Daselbst. — Holtzendorff, §48, S. 1014. 
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der Gesandtschaft dient, ja selbst dann, wenn es Eigenthum des 
sendenden Staates ist. Wir können der entgegengesetzten Ansicht 
Calvo's^), welcher die Steuerpflicht in diesem Falle ausschliesst, 
nicht beipflichten. 

Wheaton will, dass bewegliche Sachen des Gesandten 
überhaupt den Steuern nicht unterworfen seien. 2) Wir glauben 
uns dieser Ansicht, sofern Sachen des Gesandtschaftshauses gemeint 
sind, anschliessen zu sollen, und zwar aus dem Grunde, dass beweg- 
liche Sachen ohne ein Haften an der Person schwer gedacht werden 
können — mobilia ossibus inhaerent — , und aus einem analogen 
Grunde möchten wir mit Bluntschli^) die Ansicht vertreten, 
dass der Gesandte auch die Einkommensteuer nicht zu tragen 
verbunden sei. 

In allen anderen Fällen erachten wir die Steuerpflicht des Ge- 
sandten als etwas Unzweifelhaftes. Wenn er die Vortheile geniesst, 
die ihm das fremde Land gewährt, wenn er die Anstalten benützt, 
die Staat und Gesellschaft ihm freistellen , wenn er sich des 
staatlichen Schutzes erfreut, so dass seine Person und sein Eigenthum 
als heilig gelten und nichts seine Freiheit und die Erfüllung seines 
Auftrages behindert, so ist es gerecht, dass er mit seinem Ver- 
mögen hiezu beisteuere, wie jeder Staatsgenosse und Fremde. 
Seiner Würde geschieht durch Anerkennung und Uebung dieser 
höchsten Pflicht kein Abbruch, und auch die Exterritorialitätsfiction 
und seine Unabhängigkeit von der fremden Staatsgewalt stehen 
nicht im Wege. Die Exterritorialitätsfiction ist ein wesenloser 
BegriflF, und was die Unabhängigkeit betrifft , so hat der Lauf 
dieser Untersuchung ergeben, dass die Gesandtschaft die Souverä- 
netät des fremden Staates nicht aufhebt, sondern nur beschränkt, 
und auch dies gewöhnlich nicht in Wahrheit, nicht durch Ent- 
binden des Gesandten von den allgemeinen Pflichten, sondern 



*) Calvo, daselbst, meint: „Les convenances internationales ne permet- 
tent 6videmment pas de traiter un gonveraement 6tranger comme un contribnable 
ordinaire et, partant, de Tassujettir 4 des impositions territoriales et directes." 

^) Daselbst. 

8) § 138, S. 117. 
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nur in der Aeusserungsform , im Erscheinen. Und überdies, wie 
lässt sich rationell scheiden zwischen Fällen, in denen der Ge- 
sandte der Steuerpflicht unterliegen und jenen, wo er derselben 
nicht unterliegen soll ? Welcher innere Grund ist denn vorhanden, 
den Gesandten von Zoll und Accise zu befreien und ihn die 
Consumsteuer tragen zu lassen? Was nur ein Zugeständniss der 
Höflichkeit des empfangenden Staates ist, darf eben nicht mit 
dem verwechselt werden, wa^ der Gesandte als Recht und mit 
Nachdruck zu fordern befugt ist. 

Natürlich ist jedes Vollstreckungsverfahren gegen den Ge- 
sandten, welcher seiner Steuerpflicht im concreten Falle nicht 
genügt hat, unbedingt ausgeschlossen. Denn das ist der Punkt, 
wo die Pflicht das Ansehen, ja die bürgerliche Ehre streift; hier 
kann die Souveränetät nicht direct angreifen und untersuchen, 
das Urtheil fällen und- die Pflicht erzwingen; sie langt zum Mittel 
der internationalen Beschwerde und erreicht indirect den ihr zu- 
kommenden Gehorsam. 

§15. 

Von der Verletzung allgemeiner Rechte in Be- 
ziehung auf den Gesandten. 

Es war bis jetzt von gesandtschaftlichen Exemtionen die 
Rede, die der empfangende Staat zu achten hat, und deren Ver- 
letzung völkerrechtliche ^Sühne nach sich zieht. Die Sühne ist 
also hier gegen Handlungen gerichtet, die sonst ein Ausfluss der 
Souveränetät sind. Es wird geahndet, nicht weil Unrecht, sondern 
weil Recht in einem Falle geübt wurde, in welchem die Rechts- 
übung gegen Satzungen des Völkerrechtes verstiess. Darin besteht 
die gesandtschaftliche Prärogative. Wenn also der Staat dem 
Gesandten gegenüber das gemeine Recht verletzt, d. h. das all- 
gemeine dem Bürger und dem Fremden durch die Landesgesetze 
gleichmässig zugesicherte^Recht, gleichviel ob auf persönlichem 
oder sachlichem Gebiete, so wird nicht die Immunität betroffen 
und verletzt. Wir haben die Immunität nicht auf diesem Gebiete 
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za suchen und können nur bemerken, dass der im Gesandten 
verletzte Staat eine um so stärkere Genugthuung zu fordern be- 
rechtigt ist, als hier die Eigenschaft der Person, welche verletzt 
worden ist, die Handlung erschwert. 

§16. 

Die Befreiung von der bürgerlichen Gerichts- 
barkeit. 

Auch in der bürgerlichen Gerichtsbarkeit, wie in der Straf- 
und der Verwaltungsgerichtsbarkeit, liegt Souveränetätsbethätigung 
durch den Staat. Doch gilt sie nicht dem öffentlichen, sondern 
dem Privatrechte. Wie nun das öflFentliche dem Privatrechte voran- 
geht, ein Recht höherer Ordnung ist, ebenso geht die Exemtion 
des Gesandten von der Straf- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
des Staates der von der bürgerlichen voran, ist eine Exemtion 
höherer Ordnung. Es ist uns daher zweckmässig erschienen, 
zuerst jene beiden abzuhandeln und die Exemtion von der bürger- 
lichen Gerichtsbarkeit folgen zu lassen. 

Zur Klärung ihres Begriflfes diene Folgendes: 

1. Jedem Fremden kommt in gewissem Sinne bürgerliche 
Exterritorialität zu, sofern die bürgerlichen Gesetze seines Staates 
ausserhalb desselben wirken können, wie z. B. rücksichtlich des 
Status personalis^) und in allen Fällen, in denen Verträge, die 
innerhalb der Grenze des Staates geschlossen worden sind, zum 
Gegenstande von Streitigkeiten vor den Gerichten des fremden 
Landes werden. ^) Auch die Einwendung der im fremden Lande 
entschiedenen Streitsache ist eine Exterritorialitätsform. Es leuchtet 
ein, wie verschieden diese Exterritorialität von der gesandt- 
schaftlichen ist. Erstere betriflft nur das materielle Recht, letztere 
auch die Gerichtsbarkeit; erstere bedeutet nur ein Richten nach 
fremdem Rechte, letztere schliesst das Richten selbst aus. 

2. Die Befreiung des Gesandten von der bürgerlichen Ge- 
richtsbarkeit hat auch nichts zu schaffen mit der aussergerichtlichen 

Wheaton, I. B., I. Th., II. Kap., § 5, S. 111. 
3) Derselbe, daselbst. § 7, S. 115. 
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Geltendmachung von Privatrechten durch den Privatmann auf 
Grund jener fremdländischen Gesetze, unter deren Einfluss sie 
entstanden sind. So können Zurückbehaltüngsrechte, kann das 
Eecht auf aussergerichtlichen Pfandverkauf durch die gesandt- 
schaftliche Immunität nicht geschmälert werden. 

3. Wenn die Theile übereinkommen, den Streit vor einem 
anderen, als dem Gerichte des Landes auszutragen, in welchem 
der Gesandte residirt, so ist zwar auch Befreiung von der bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit des Staates vorhanden, sie beruht aber nicht auf 
Gesetz, sondern auf Vertrag, sie ist eine vertragsmässige und 
keine gesetzliche, und wir haben uns auch mit ihr nicht zu befassen. 

Die Frage nach der gesandtschaftlichen Immunität von der 
bürgerlichen Gerichtsbarkeit des Staates ist eine der wichtigsten 
des Völkerrechtes, zugleich aber auch, da sie Privatrechte betrifft, 
des internationalen Privatrechtes und erfordert wegen der eigen- 
thümlichen mit ihr verbundenen Schwierigkeiten eine sorgfaltige 
Betrachtung. 

Folgende Grundsätze sind festzuhalten: 

1. Sofern die civilrechtliche Verpflichtung durch das gesandt- 
schaftliche Amt veranlasst wird, ist der Gesandte von der bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit des fremden Staates vollständig befreit; Klage, 
Urtheil und Execution sind ausgeschlossen. 

2. Sofern die Verpflichtung aus einer besonderen von der 
allgemein bürgerlichen verschiedenen Privatstellung (z. B. Handel) 
stammt, ist er ihr vollständig unterworfen ; es darf geklagt und das Ur- 
theil kann nicht nur ausgesprochen, sondern auch vollstreckt werden. 

3. Ausser diesen zwei Fällen ist zu unterscheiden, ob die 
Verpflichtung und ebenso die Klage dinglich oder persönlich sei ; 
die persönliche Klage kann niemals angestrengt werden, die 
dingliche jederzeit; dann kann das Urtheil ausgesprochen, aber 
nicht vollstreckt werden. 

In jedem Falle, in welchem die fremde Gerichtsbarkeit aus- 
geschlossen ist, kann der Berechtigte im Staate des Gesandten 
klagen und die Anerkennung seines Rechtes erwirken. 

Davon wird nun im Einzelnen gehandelt werden. 

Lovisoni, Die Gesandtenrechte. 3 
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§17. 

Fortsetzung. Rechtsverhältnisse aus der Ge- 
sandtschaft. 

Der Gesandte ist in dinglichen und in persönlichen Eechts- 
beziehungen befreit, sofern er in gesandtschaftlicher Eigenschaft 
in Betracht kommt. Es erscheint in der That ebenso bedenklich 
und dem Zwecke, um dessentwillen die Vorrechte gewährt sind, 
zuwider, wenn das Haus des Gesandten oder seine Einrichtung 
oder der Gesandtschaftswagen oder eine beliebige bewegliche 
oder unbewegliche Sache, die der Gesandte zu Zwecken des Amtes 
erworben, oder ein solches Servitutsrecht oder eine Sache, welche 
der Person derart anhaftet, dass sie gewissermaassen als nothwen- 
diges Requisit derselben gedacht wird, z. B. Reisegepäck, aus 
dem Grunde eines behaupteten dinglichen Rechtes zum Gegen- 
stande eines gerichtlichen Streites gemacht werden könnte, als wenn 
der Gesandte kraft einer des Amtes wegen übernommenen Ver- 
pflichtung belangt würde. Wenn er z. B. auf Grund des Er- 
kenntnisses, das von ihm bewohnte Haus sei Eigenthum eines 
Dritten, bei Executionsvermeidung aufgefordert werden könnte, 
es zu verlassen, so müsste sein Ansehen eine solche Schwächung 
erfahren, der gegenüber die an sich unrichtige Fiction, dass bei 
dinglichem Ansprüche die Person ausser Spiel bleibe, in sich 
zusammenfiele. Es dürfen also Klagen aus dinglichen und aus 
persönlichen Rechtsansprüchen, sofern das Amt des Gesandten sie 
veranlasst, gegen letzteren nicht angestrengt werden. 

§18. 

Fortsetzung. Solche aus einer besonderen Privat- 
stellung. 

Dem erwähnten Falle ist derjenige von Ansprüchen Dritter, 
welche in einer besonderen Privatstellung des Gesandten ihren 
Grund haben, gerade entgegengesetzt. Hier ist der Gesandte der 
Gerichtsbarkeit des fremden Staates durchaus unterworfen. In der 
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That enthalten die gesandtschaftlichen Immunitäten eine so grosse 
Beschränkung der Staatssouveränetät , dass es gerecht erscheint, 
nur jenes Maass derselben anzuerkennen, welches der Zweck gesandt- 
schaftlicher Missionen erheischt. Wenn also der Gesandte in eine 
Stellung tritt, die von seinem Berufe ganz abseits liegt, die nur 
störend auf die Ausübung seiner Functionen einwirken kann, die 
vielleicht dem öffentlichen Tadel begegnet, so versteht es sich, 
dass ihn das Völkerrecht in allen daraus stammenden bürgerlich- 
rechtlichen Verhältnissen nicht als Gesandten behandle und die 
Immunität verweigere. Der Gesandte und seine Regierung, der 
ja das Verbotsrecht zustand, müssen sich die Folgen selbst zu- 
schreiben. 1) Der Gesandte ist eben in doppelter Eigenschaft zu 
betrachten, in gesandtschaftlicher und in privater; denn der ihm 
zugeschriebene Repräsentativcharakter hebt seine privatrechtliche 
Persönlichkeit nicht auf Der Gesandte ist in der angedeuteten 
Privatstellung: Als Kaufmann oder Gewerbsmann, als stiller 
Gesellschafter, Commanditist oder Actionär oder wenn er ein 
sogenanntes absolutes Handelsgeschäft geschlossen hat ; als Theil- 
nehmer an dem Betriebe eines Bergwerkes, als Rheder und wenn 
er Seegeschäfte geschlossen hat; als Ackerbauer oder einfacher 
Gutsbesitzer; als Verwalter eines fremden Gutes oder fremder 
Geschäfte; als Beamter welcher Art immer; als Vormund; als 
Testamentsvollstrecker u. s. w. Es ist klar, dass in allen diesen 
Fällen von Immunität nicht die Rede zu sein brauche, nicht die 
Rede sein könne, lieber die Frage, ob es hier zur Execution 
kommen dürfe, äussert sich Bluntschli bündig: „Er hat sich 
in dieser Hinsicht des Vorzuges seiner Würde begeben." ^) 

Zweifelhaft erscheint uns, ob der Gesandte, welcher einen 
Wechsel ausgestellt, girirt oder acceptirt hat, sich in einer solchen 

*) Hier passt vorzüglich, was Fiore, IE. Band, §1231, S. 417, sagt: 
„Quando il ministro deturpi la sautitä del sno carattere, adoperi vie e mezzi 
sconyenienti per profittare del danaro altroi, quando esso medesimo intraprenda 
affari estranei alla sua missione, si pu6 mal ammettere che la legge, che h ugnale 
per tutti, debba perdere ogoi autoritä per la sola ragione, che la persona che 
viola i diritti altrui ö l'inviato d'un governo straniero?" 

Anm. 6 zu § 140, S. 119. 

3* 



I 



— 36 — 

Stellung befinde, kraft deren er der Gerichtsbarkeit unterworfen 
sei. Wir denken ja, wenn die wechselrechtliche Verbindlichkeit 
nicht zu Zwecken des Amtes eingegangen wurde, weil die ge- 
wöhnliche bürgerliche Stellung den Gesandten nicht zwingt, Wechsel- 
verbindlichkeiten einzugehen und der Zweck des Wechselprocesses, 
die Raschheit und Bündigkeit der Entscheidung, sonst vereitelt 
würde. 

Ganz vereinzelt steht Bynkershoek's^) Ansicht, es brauche 
sich der Gesandte aus Handelsgeschäften der fremdländischen 
Gerichtsbarkeit nicht zu unterwerfen. 



§19. 

Fortsetzung. Solche aus der gewöhnlichen 

bü'rgerli|chen Stellung. 

Auch die gewöhnliche bürgerliche Stellung des Gesandten 
kann Rechte und Pflichten erzeugen. Es fragt sich, ob es hier 
«ine Exemtion gebe und wie weit sie reiche. Nun leuchtet ein, 
dass diese Rechte und Pflichten"nicht'so beurtheilt werden können, 
wie die von der gesandtschaftlichen oder von einer besonderen 
Privatstellung des Gesandten hervorgerufenen. Denn einerseits 
ist hier die Würde des vertretenen Staates nur mittelbar im Spiele, 
andererseits handelt es sich um Verhältnisse, die nicht aus einer 
willkürlich angenommenen Eigenschaft entstanden sind, sondern 
die der bürgerliche Charakter schlechtweg, den Jedermann neben 
seinem öflfentlich-rechtlichen hat, erzeugt. Es scheint also natür- 
lichen Rechtsgrundsätzen zu entsprechen, dass hier das Völker- 
recht dem Gesandten weniger biete, als wenn der Repräsentativ- 
. <5harakter, und doch mehr, als wenn eine willkürlich angenommene 
Privateigenschaft in Frage kommt. 

Es sind dingliche und persönliche Rechtsverhältnisse zu 
unterscheiden. 



') XIV. K^p., S. 372. 
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I. Dingliche Rechtsverhältnisse. 

Allgemein wird zugestanden, dass der Gesandte irf dinglichen 
Rechtsverhältnissen, die unbewegliche Sachen betreflfen, die Ge- 
richtsbarkeit des fremden Staates, zunächst in Bezug auf Klage 
und Urtheil, anerkennen müsse. Der Grund hievon findet sich theils 
unrichtig, theils nicht immer klar ausgesprochen. Bynkershoek^) 
meint , es erkläre sich dies daraus , dass der Angriff nur gegen 
die Sache gerichtet sei; der Gesandte werde nur insoferne an- 
gegriflfen, als er die Sache besitze. Dem ist entgegenzuhalten, dass^ 
zwar das Rechtsverhältniss dinglich, doch der Angriff persönlich 
ist ; dass das Recht zwar ohne Beziehung zu einer Person besteht, aber 
einer solchen, und zwar eben jener gegenüber, die es angeblich 
verletzt hat, geltend gemacht werden muss. Denn, wie Bar 2) 
sagt, alle Rechte regeln wesentlich Rechtsverhältnisse unter ver- 
schiedenen Personen; die Sachen an und für sich können der 
Person gegenüber nicht in einem Rechtsverhältnisse stehen. Es^ 
ist also falsch, als Grund der Nichtbefreiung bei dinglichem Rechts- 
streite anzunehmen, dass die Person des Gesandten ausser Spiel 
bleibe. 

Andere führen als Grund an, dass unbewegliche Sachen nie 
exterritorial sein können. V a 1 1 e P) sagt, man könne unbewegliche 
Sachen nicht als solche ansehen, die sich ausser Landes befinden. 
Dies löst aber nicht die Zweifel, denn die Frage bleibt un- 
beantwortet, warum man sie nicht als solche ansehen könne? 
Und darin liegt eben der Grund der Nichtbefreiung, während 
die Fiction der Exterritorialität der Sachen an sich ebenso statt- 
haben könnte , wie jene der Exterritorialität der Person. 
Fictionen sind nur bildliche Darstellungen, bestimmt die Klarheit 
juristischer Begriffe zu erhöhen. 

Der wahre Grund der Nichtbefreiung scheint uns darin zu 
liegen, dass der dingliche Rechtsstreit am Orte der gelegenen 



*) XVI. Kap., S. 380. 

') L. Bar, Das internationale Privat- nnd Strafrecht. Hannover 1862, 
§ 58, S. 190. 

») IV. Bnch, Vm. Kap., § 115, S. 299. 
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Sache mit Rücksicht auf die Entfaltung des ganzen in solchem 
Falle nothwendigen processualen Apparates, namentlich sofern 
Besitz und pfandbücherliche Rechte in Frage kommen, zweck- 
entsprechender, d. h. rascher, leichter und sicherer ausgefochten 
werden kann; dass ferner, weil im Allgemeinen das Recht des 
Ortes, an welchem das dingliche Rechtsverhältniss . entstanden, 
also das Recht des Ortes der gelegenen Sache, anzuwenden ist, 
dies füglich besser durch das Gericht des Ortes, als, durch dasjenige 
des heimatlichen Wohnsitzes des Gesandten geschieht; dass es 
endlich unbillig wäre, den Berechtigten, dessen Recht vom Gesandten 
unabhängig besteht, zu zwingen, es vor einem fremdlf^ndischen 
ihm vielleicht unbekannten und weit entfernten Gerichte, welches 
er, da er nicht contrahirte, auch nicht stillschweigend annehmen 
konnte, mit Noth und Mühe zu verfechten. 

Streitig erscheint, ob der Gesandte auch rücksichtlich be- 
weglicher Sachen keine Immunität habe. C a 1 v o ^) meint, auch 
bewegliche Sachen, die zum Privateigenthume des Gesandten ge- 
hören, seien den Landesgesetzen unterworfen, und Wheaton^), 
die richterliche Gewalt des Staates erstrecke sich auf jedes Civil- 
verfahren in rem, ob es unbewegliche oder bewegliche im Staats- 
gebiete gelegene Sachen betreffe. Wir glauben uns dieser Ansicht 
anschliessen zu müssen, weil für die Verweigerung der Immunität 
hier dieselben Gründe sprechen, welche bei Immobilien maassgebend 
sind. Allerdings gibt es Gesetzgebungen, die bei dinglichem Rechts- 
streite über bewegliche Sachen auch den Personalgerichtsstand 
zulassen s), ja in älterer Zeit galt überhaupt der Grundsatz : mobilia 
ossibus inhaerent, personam sequuntur. *) 

Interdictsklagen haben in ganz vorzüglicher Weise die Natur 
dinglicher Klagen, der Gesandte muss sie anerkennen, obgleich, wie 
die Rechtsquellen sagen, „interdicta omnia, licet in rem videantur 



*) § 592, S. 600. 

«) I. B., II. Th., II. Kap., § 16, S. 143. 
^) Siehe österreichische Jurisdictionsnorm. § 54. 

*) Siehe J. Vesqne von Püttlingen, Handbuch des in Oesterreich 
geltenden internationalen Privatrechtes. Wien 1860. § JOS, S. 242. 
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concepta, vi tarnen ipsa personalia sunt". ^) Ebenso „aedium nomine 
promittere debet, aut vicinum admittere in possessionem". 2) Denn 
die promissio begründet zwar ein obligatorisches Verhältniss, aber 
es entspringt hier unmittelbar aus der Thatsache der Besitzstörung. 
Uebrigens erhellt, wie unerlässlich es sei, den Gesandten in solchem 
Falle, besonders mit Rücksicht auf die Nothwendigkeit, die That- 
sachen in beschleunigtem Verfahren an Ort und Stelle zu prüfen, 
der Landesgerichtsbarkeit zu unterwerfen. 

Auch die Erbrechtsklage ist ihrer Natur nach dinglich, da 
kein obligatorisches Verhältniss sie erzeugt und auf eine gewisse 
a priori bestimmte Person oder deren Rechtsnachfolger hinweist. 
Der Gesandte kann sich also auch rücksichtlich ihrer der Landes- 
gerichtsbarkeit nicht entziehen, wenn die sti-eitige Erbschaft dort 
eröffnet worden ist. Dies scheint der Natur der Sache um so 
mehr zu entsprechen, als der Streit im Staate des Gesandten doch 
nach fremder Regel entschieden werden müsste. Denn, sagt Bar, „der 
Erbe repräsentirt die Person des Erblassers in vermögensrechtlicher 
Beziehung. Die gesammte vermögensrechtliche Persönlichkeit kann 
juristisch nur in dem Mittelpunkte ihrer rechtlichen Wirksamkeit, 
also im Domicile, existirend gedacht werden. Der üebergang 
der vermögensrechtlichen Person des Erblassers erfolgt daher nach 
den am Orte des Domicils des Erblassers geltenden Gesetzen über 
das Erbrecht".») 

Ob der Gesandte, wenn er der Landesgerichtsbarkeit unter- 
worfen ist, vor Gericht geladen werden könne? Calvo*) und 
VatteP) sagen, dass im Realverfahren die Person des Gesandten 
ausser Spiel sein müsse; dingliche Klagen, die gegen ihn an- 
gestrengt werden, seien so zu behandeln, wie wenn der Gesandte 
abwesend wäre (sont cens6es se poursuivre par d^faut). Wir 
können dem nicht beitreten, wir schliessen uns vielmehr der Ansicht 



^) L. 1, § 3. D. de interdictis (43, 1). 

«) L: 28, § 3. D. de jndiciis (5, 1). 

«) Bar, §26, S. 62. 

*) § 592, S. 600. 

«) VI. Buch, VIII. Kap., § 115, S. 300. 
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Bynkershoek's an, dass bei Gegenständen, rücksichtlich welcher 
der Gesandte das jus domnm revocandi nicht hat, die Fiction der 
Abwesenheit nicht stattfinde. ^) In der That ist es dem Geklagten 
freigestellt, der Ladung zu entsprechen oder nicht, denn sie ist 
kein Befehl ; überdies kann er einen Vertreter mit der Vollmacht 
entsenden, die Processhandlungen an seiner Statt vorzunehmen. 
Es kann daher nicht gesagt werden, dass durch die Ladung des 
Gesandten vor Gericht ein Imperium gegen die Person geübt werde, 
welches jene Majestät verletze, womit das Völkerrecht sie umgibt, 
und auch VatteP) hat Unrecht, die Ladung als unstatthaft zu 
erklären, „weil die Unabhängigkeit des Gesandten es nicht erlaubt, 
sich auf eine solche Art an seine Person zu wenden, die etwas 
Oberherrliches anzeige". Ob die Ladung auf eine besondere 
achtungsvolle Weise abgefasst und in einer besonderen achtungs- 
vollen Form zugemittelt werde, ist eine Frage der Courtoisie und 
internationaler Rücksichten. 

Es ist sehr wichtig zu bestimmen, ob das gegen einen Ge- 
sandten erflossene und rechtskräftig gewordene Urtheil vollstreckt 
werden könne. „Denn," wie Heffter^) sagt, „eine Gerichtsbarkeit 
ohne die Möglichkeit einer Zwangsvollstreckung hat sehr wenig 
Bedeutung." Ja es kann gesagt werden, dass die Gerichtsbarkeit, 
wenn die Zwangsvollstreckung nicht möglich, im Allgemeinen gar 
keine Bedeutung hat, und man verlässt das Gebiet des Rechtes, 
sobald man den Zwang entfernt. Die Logik des Gedankens würde 
uns daher nöthigen, anzunehmen, dass, sobald gegen einen Exterri- 
torialen ein formelles Processverfahren stattgefunden hat, das wider 
ihn erflossene rechtskräftige Urtheil vollstreckt werden könne, 
wenn nicht das Völkerrecht ohnedies Mittel an die Hand gäbe, 
einerseits das Ansehen des in der Person des Gesandten ver- 
tretenen Staates zu wahren, andererseits dem Urtheile Geltung 
zu verschaflfen. Denn dass die Vollstreckung, sie möge bewegliche 



^) Bynkershoek, XVI. Kap., S. 383 : „Quod autem legatum fingamus 
absentem, in bis est, in quibus domum revocandi jns babet etc.'' 
^) Daselbst. 
») Anm. 3 zu § 205, S. 390. 
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oder unbewegliche Sachen des Gesandten betreflfen, das Ansehen 
des vertretenen Staates in der Person des ersteren schwer zu 
schädigen geeignet wäre, ist zweifellos. Privatrechte, auch dingliche, 
lassen sich eben, wie oben bemerkt worden ist, ohne eine Be- 
ziehung zur Person nicht denken, es wirkt also der an den Sachen, 
dem Substrate derselben, geübte Zwang auf die Person zurück. 
Um nun die Schädigung seines Ansehens zu verhindern, zugleich 
aber die Zwangsvollstreckung zu ermöglichen, kann der vertre- 
tene Staat dem Gesandten befehlen, dem Urtheile freiwillig zu 
gehorchen, und im Weigerungsfalle, wie auch Vesque von 
Püttlingen^) räth, ihn des Dienstes entheben, wo dann die 
Zwanksvollstreckung durch keinerlei öffentliche Rücksichten mehr 
gehemmt ist. Ja es Hesse sich als internationale Pflicht jedes 
Staates ansehen, in solchem Falle so zu verfahren, weil es nicht 
anders möglich ist, dasjenige, was der sendende Staat vom em- 
pfangenden zu fordern berechtigt ist, mit dem in Harmonie zu 
bringen, was diesem gegen jenen gebührt. Wir wollen nun 
nur noch bemerken, dass die Ansicht, es dürfe gegen den 
Gesandten kein Zwangsverfahren stattfinden, von den meisten 
Schriftstellern vertreten wird; nur Pinheiro-Ferreira^) be- 
hauptet, der Gesandte sei der Execution unterworfen, und K 1 ü b e r *) 
sagt, es könne, soweit er nicht als Gesandter in Betracht kommt, 
nach den Landesgesetzen wider ihn verfahren und selbst Arrest 
wider seine Person und seine Güter gesetzmässig verfügt werden. 
Wir wollen auf die absolute UnStatthaftigkeit des Personalarrestes, 
wo er noch gesetzlich besteht, nicht hinweisen; die persönliche 
Execution lässt sich mit Würde und Ansehen noch weniger ver- 
einbaren, als die sachliche. Endlich dürfen natürlich auch die 
im Processe sogenannten provisorischen Sicherungsmaassregeln, die 
ein Theil des Vollstreckungsverfahrens sind, gegen den Gesandten 
nicht angewendet werden. 



*) § 123, Anm., S. 289. 
«) §216, S. 111 ff. 
§210, S.247. 
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n. Schuldverhältnisse. 

Es gibt eine grosse Zahl Rechtsverhältnisse, die Schuld- 
verhältnisse, rücksichtlich welcher der Gesandte nicht der Landes- 
gerichtsbarkeit unterworfen ist, sondern verlangen kann, dass der 
Gläubiger sich an den Richter seines heimatlichen Wohnsitzes 
wende; mit anderen Worten, sowie dingliche Klagen am Orte 
der gelegenen Sache anzubringen sind, gelangen persönliche Klagen 
vor den Richter des heimatlichen Wohnsitzes. Als Grund wird 
angegeben, dass fingirt werde, der Gesandte sei abwesend, be- 
halte somit den heimatlichen Wohnsitz; nun gilt allgemein der 
processuale Grundsatz, dass persönliche Klagen am Wohnsitze des 
Schuldners anzubringen sind. Uns dünkt in thesi, dass, wie die 
Abwesenheit fingirt, ebenso die Gegenwart anerkannt und als 
Wohnsitz der Residenzort des Gesandten angenommen werden 
könnte; dann wäre die Competenz dieses Richters begründet. 
Die Fiction der Abwesenheit kann also nicht der Grund des Vor- 
rechtes sein. Der Grund ist die Natur obligatorischer Verhältnisse. 
Die Nichterfüllung persönlicher Verpflichtung kann der Würde 
des Gesandten viel leichter gefährlich werden, als die Nicht- 
anerkennung eines behaupteten dinglichen Rechtes; das Urtheil, 
welches die subjective Verpflichtung betont, streift viel mehr 
an die Persönlichkeit, berührt viel leichter die Ehre, als 
jenes Urtheil, welches das objectiv vorhandene dingliche Recht 
anerkennt. Ueberdies gibt es bei Obligationen natürlich keinen 
Zwang aus der Lage des Gegenstandes, so dass um dieses üm- 
standes willen und um die Entfaltung des processualen Apparates 
zu erleichtern, der Richter eines gewissen Ortes angerufen werden 
müsste. Das Schuldverhältniss ist nicht an die Scholle gebunden, 
und jeder Richter in der Lage zu erkennen, ob ein Versprechen 
thatsächlich gegeben wurde oder nicht. Dagegen wäre die Com- 
petenz des fremden Richters dann allerdings nicht abzuweisen, 
wenn der Gesandte im fremden Staate noch aus früherer Zeit sein 
Domicil hätte und fortsetzte, z. ß., wie He ff t er ^) bemerkt, der 
Gesandte einer fremden Macht, welcher Unterthan des Souveräns 

*) § 42, S. 90 und Anm. 1. 
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ist, bei dem er fungiren soll, ohne letztere Eigenschaft auf- 
gegeben zu haben. Doch versteht sich, dass in solchem Falle, 
aus denselben Gründen, die bei dinglichen Klagen maassgebend 
sind, die Execution nicht stattfinden dürfte. 

Der hier entwickelte Grundsatz, dass rücksichtlich obliga- 
torischer Verhältnisse die Competenz fremder Staatsgewalten nicht 
begründet sei, entspricht der Doctrin und Praxis. Unter den 
Publicisten dürfte Pinheiro-Ferreira^) einer der Wenigen sein, 
welche die entgegengesetzte Meinung vertreten, und was die Praxis 
anbelangt, verweisen wir auf den Ausspruch Bluntschli's^), 
welcher sagt, die moderne Rechtsbildung sei nicht geneigt, in 
Schuldklagen die Competenz der fremden Gerichte über Gesandte 
zuzulassen. 

§20. 

Fortsetzung. Ergänzende Bemerkungen. 

Zur Ergänzung dieser Ausführungen sei hier nun noch Einiges 
kurz bemerkt. 

I. Einige Publicisten, wie z. B. Groot»), Calvo*), reden 
nur von Schulden des Gesandten, worunter offenbar Geldschulden 
gemeint sind. Der Begriff muss viel weiter gefasst und es muss 
gesagt werden, dass der Gesandte bei Schuldverhältnissen überhaupt 
der jurisdictionellen Immunität geniesse, ja in allen Fällen, in 
denen das Klagerecht persönlich ist, so dass z. B. auch Klagen aus 
Verhältnissen des Familienrechtes nicht im Residenzstaate an- 
gestrengt werden können. 

n. Zweifelhafter sind Obligationen aus Delicten (natürlich 
Civildelicten), da sie, so weit es auf Schadenersatz ankommt, den 
Gesetzen des Ortes der Handlung unterliegen und hier am besten 
beurtheilt werden können. Wir halten daflir, dass sie dem all- 
gemeinen Grundsatze folgen, weil sie in vielen Fällen nur mit 



Zu §216, S. 111 ff. 

>) Anm. A zu § 140, S. 119. 

8) II. Buch, XVm. Kap., § IX, S. 532. 

*) § 575, S. 587. 
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äusserster Gefährdung der gesandtschaftlichen Würde vor den 
fremden Gerichten sich verfolgen Hessen. 

ni. Es versteht sich, dass die Regel locus regit actum auch 
hier Platz greift, dass also die Form des Bechtsgeschäftes, wenn 
es im Residenzstaate geschlossen wurde, stets nach dem Rechte 
dieses Staates zu beurtheilen ist; schon aus dem Grunde, weil 
sonst dem Gesandten, wie Bar^) richtig bemerkt, sehr erschwert 
und fast unmöglich gemacht würde, mit den Einwohnern des 
Landes, in welchem er sich aufhält, Verträge abzuschliessen. 

IV. Vesque von Ptittlingen2)sagt, dass der privilegirte 
Gerichtsstand der Exterritorialen keine Ausnahme durch das Ein- 
treten solcher Umstände erleide, welche bei nicht privilegirten 
Personen einen besonderen Gerichtsstand begründen würden. Es 
könnte daher z. B. ein Gesandter nicht aus dem Titel der Auf- 
forderungsklage, der zusammenhängenden Streitsachen, der Streit- 
genossenschaft u. s. w. vor die Gerichte des fremden Landes 
gezogen werden. 

V. Bynkershoek^) will durch Arrest der Sachen des 
Gesandten den fremden Gerichtsstand begründen, so dass es genüge, 
jene vom Gerichte mit Arrest belegen zu lassen, um diesen zur 
Annahme des fremden Richters zu zwingen. Als Grund wird 
angegeben, dass die Sachen Depenzen des Staates sind, als deren 
ausserhalb des Staatsgebietes befindlicher Eigenthümer der Ge- 
sandte erscheine.*) Wir brauchen nicht darauf hinzuweisen, wie 
irrig diese Ansicht ist. Der Arrest ist eine Executionsmaassregel ; 
wie kann nun die Gerichtsbarkeit durch etwas begründet werden, 
was gerade unter allen Umständen vermieden werden soll, um 
nicht die Würde des völkerrechtlichen^Mandatares zu schädigen? 
Die Fiction, man halte sich an die Sache, die Person bleibe 
ausser Spiel, ist eben ein Wort ohne Inhalt, da Sachen im Rechte 
nicht ohne Beziehung zur Person gedacht werden können, so dass. 



') §115, S.4llf. 

') § 107, S. 239. 

•) XVI. Kap , S. 376. 

*) Derselbe, daselbst, S. 377. 
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wenn jene zum Gegenstande eines Streites gemacht werden, diese 
mittelbar genöthigt ist, sich einzulassen, persönlich fiir das be- 
hauptete Recht einstehen muss. 

VI. Man legt sich die Frage vor, was zu geschehen habe, 
wenn der Gesandte die ihm zugesicherte Immunität zu leicht- 
fertigem Schuldenmachen ausbeute? Wicquefort^) sagt, die 
Gläubiger sollen auf ihre Sicherung bedacht sein, Bürgschaften 
und Hypotheken verlangen, und das ist richtig. Ueberdies hebt 
die Immunität das bürgerliche Pflichtverhältniss nicht auf, es 
kann das Recht in der Heimat des Gesandten zur Geltung ge- 
bracht werden. Endlich liegt es im Interesse des sendenden Staates 
selbst, dass die bürgerliche Ehre seiner Vertreter im Auslande 
makellos dastehe und er wird nicht zögern, den Gesandten, der 
sich hierin versündigt, seines Amtes zu entheben, so der Immunität 
zu entkleiden und der fremden Staatsgewalt zu unterwerfen. 

Dass die Exemtion von der bürgerlichen Gerichtsbarkeit 
keineswegs Befreiung von den civilrechtlichen Pflichten bedeute, 
wurde soeben bemerkt und ist übrigens selbstverständlich. Der 
Gläubiger verficht sein Recht vor dem Richter des heimatlichen 
Wohnsitzes des Gesandten, welchen er direct, ohne Vermittlung 
der Regierungen, anzugehen befugt ist. Es fragt sich nun, ob ein 
von diesem Richter gefälltes Urtheil im fremden Staate vollstreckt 
werden könne ? Uns dünkt, dass es den Zweck vernichten würde, 
um dessentwillen die jurisdictionelle Immunität dem Gesandten 
gewährt ist. Denn es müsste der einheimische Richter den fremden, 
und zwar in der Regel den Richter des Residenzortes des Ge- 
sandten, um die Vollstreckung angehen, was nicht umhin könnte, 
die Würde des letzteren und das Ansehen des vertretenen Staates 
zu verletzen. Die Vollstreckung könnte also nur mit dessen Zu- 
stimmung vor sich gehen, welche schwerlich je verlangt oder 
gegeben werden würde. Wohl lässt sich aber von ihm erwarten, 
dass er den Gesandten, der die bürgerliche Pflichterfüllung ver- 
weigert , durch geeignete Mittel hiezu verhalte , eventuell des 
Amtes enthebe und so die ungehinderte Vollstreckung ermögliche. 

1) I. Buch, XXVII. Sect., S. 480. 
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§21. 

Schluss. 

In der Gegenwart ist es Pflicht eines Jeden auch im Civil- 
processe Zeugniss abzulegen, i) Dem Gesandten gegenüber darf 
aber vom Zeugnisszwan^e kein Gebrauch gemacht werden, sondern 
nur das Ersuchen schlechtweg an ihn ergehen, Zeugniss abzulegen. ^) 
Ja wir halten es für zweifelhaft, ob sich der fremde Staat über 
dessen Weigerung auch nur beschweren könne, denn der Civil- 
process gehört zwar zum öffentlichen Rechte, spielt aber nur um 
privatrechtliche Interessen; verweigert also der Gesandte ein 
wichtiges Zeugniss, so ist das ein Schade, welcher die Partei 
trifft und auf den Staat nur äusserst indirect zurückwirkt. 

Als Kläger muss der Gesandte oft nothwendig die fremden 
Gerichte angehen, denn actor sequitur forum rei. Dann ist er 
der processualen Disciplin unterworfen, kann abgewiesen und zur 
Tragung der Processkosten verurtheilt werden, s) Strafen und 
(Jrtheile sind aber nicht vollstreckbar. 

Der Gesandte hat nach allgemeinem Consense hier und in 
allen Fällen, in denen er der fremden Gerichtsbarkeit unterworfen 
ist , auf gewisse ausnahmsweise Rücksichten , auf eine gewisse 
persönliche Achtung Anspruch. Er kann sie als ein kraft seines 
Amtes ihm zukommendes Recht verlangen und die Verletzung rügen. 

§22. 

Von der Wohnung des Gesandten. 

Auch die Wohnung des Gesandten geniesst eines besonderen 
völkerrechtlichen Schutzes. Indem gesagt wird „die Wohnung", 
werden implicite jene Theile des Hauses ausgeschlossen, welche 
vom Gesandten, seiner Familie und seinem Gefolge nicht bewohnt 
sind.*) Auch ist es gleichgiltig, ob die Wohnung eine dauernde 

^) Siehe Holtzendorff, Encyclopädie, Der Cmlprocess, S, 626. 
*) Derselbe, daselbst in der Abhandlung vom Völkerrechte, § 47, S. 1014. 
») Bluntschli, § 140, Anm. c, S. Ii9. 
*) Bluntschli, § 150, Anm., S. 123. 
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oder eine vorübergehende, ob sie die Wohnung des Residenzortes 
oder eine auf Reisen innerhalb des Residenzstaates bezogene sei. ^) 
Dieser besondere völkerrechtliche Schutz der Wohnung wird ge- 
meiniglich als deren ünverletzlichkeit bezeichnet. Man erkennt 
jedoch bei näherer Betrachtung, dass sich in den Vorrechten der 
Wohnung des Gesandten die Vorrechte des letzteren selbst genau 
wiederspiegeln, ja dass es vielfach nur dessen unabhängig von 
der Wohnung bestehende Vorrechte sind, die ihre Wirkung auch 
sofern äussern, als der Gesandte im Verhältnisse zu seiner Wohnung 
gedacht wird, so dass mit den Vorrechten des ersteren auch die 
der letzteren eigentlich von selbst gegeben sind und nur darum 
besonders erwähnt werden, weil sie hier in besonderer Gestalt 
erscheinen und wegen der Heiligkeit der Person, den die Wohnung 
beherbergt, der Wichtigkeit des darin versehenen Amtes und der auf- 
bewahrten Staatspapiere besonders betont sein wollen. Wir finden 
vor Allem, dass die sogenannte ünverletzlichkeit der Wohnung in 
die Begriffe ünverletzlichkeit, in ihrem specifischen Verstände, 
und Immunität sich auflöst. Wie der Gesandte unverletzlich ist 
als Person, ebenso die Wohnung als Sache. Ihre absichtliche Be- 
schädigung oder Zerstörung, das Eindringen in dieselbe u. s. w. sind 
als strafbare von dem erschwerenden umstände des geheiligten 
Charakters der Wohnung begleitete Handlungen anzusehen. Anderer- 
seits ist die Immunität der Wohnung, wie schon angedeutet, eigentlich 
die Immunität des Gesandten. Wenn er der Strafgerichtsbarkeit 
des fremden Staates nicht unterworfen ist, so folgt, dass die Organe 
der öffentlichen Gewalt in allen Fällen, in denen er selbst nicht 
ergriffen werden darf, auch nicht in seine Wohnung, und möge 
ein richterlicher Befehl hiezu vorliegen, einzudringen befugt sind, 
und dass andererseits in allen jenen Fällen, in denen er, sei es 
wegen inculpata tutela oder um eine geplante strafbare Handlung 
zu verhindern oder zur Wegschaffung über die Grenze, ergriffen 
werden darf, auch dessen Wohnung zu dem gleichen Zwecke 
den Organen der öffentlichen Gewalt zugänglich ist. Wenn die- 
selbe, nach völkerrechtlicher Bestimmung, jeder Visitation zu Finanz- 

') Derselbe, § 152, S. 124. 
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zwecken, auch wegen Schmuggel, unzugänglich ist, so folgt dies 
aus der UnStatthaftigkeit jedes Gewalt Verfahrens in Finanzsachen 
gegen den Gesandten. Die Befreiung der Wohnung von der 
Militäreinquartierung folgt aus der Befreiung des Gesandten von 
jeder persönlichen Staatslast. Endlich darf sie aus einem analogen 
persönlichen Grunde nicht zum Gegenstande einer bürgerlich- 
rechtlichen Execution gemacht werden, nämlich aus dem Grunde 
der Exemtion des Gesandten von der bürgerlichen Gerichtsbarkeit 
des fremden Staates in Gesandtschaftssachen. 

Die Wohnung ist also heilig und unantastbar für den Ge- 
sandten; sie ist es nicht für einen Anderen. So wie die Person 
des Gesandten den der fremden Staatssouveränetät unterworfenen 
Dritten nicht zu decken vermag, ebenso die Wohnung. Daraus 
ergibt sich die Negation des Asylrechtes und in weiterer Aus- 
dehnung der Satz, dass sie den Dritten weder vor den Einwirkungen 
der Straf- und Civilgerichtsbarkeit , noch vor jenen der Polizei- 
und Finanzgewalt schützt. Er kann sich durch Flüchten in die 
Gesandtschaftswohnung weder einem Arrestmandate in Straf- noch 
in Civilsachen entziehen ; seine Sachen sind exequirbar, wenn sie 
dort untergebracht oder verborgen sind. Spuren von Verbrechen 
Dritter können auch in der Wohnung des Gesandten verfolgt, 
Augenschein und Befund in Strafsachen aufgenommen werden. 

Es versteht sich übrigens, dass die Wohnung des Gesandten 
von den Organen der öffentlichen Gewalt immer nur im Falle 
der äussersten Noth, wenn Gefahr'im Verzuge, mit Zustimmung 
der obersten ßegierungsgewalt, nach Verständigung des Gesandten 
— sofern beides möglich — betreten werden darf, und dass dann mit 
möglichster Rücksicht und^Schonung vorzugehen und jede Verletzung 
des Gesandten und der mit ihm befriedeten Sachen zu vermeiden ist. 

§33. 

Die Wohnungsausstattung, die Archive und der 

Gesandtschaftswagen. 

Die Wohnungsausstattung, die Archive und der Gesandt- 
schaftswagen sind hier noch kurz zu erwähnen. Die Wohnungs- 
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ausstattung ist ein integrirender Bestandtheil der Wohnung und 
nimmt an deren Vorrechten Theil. Eine Verletzung des Mobiliars 
ist ohne Verletzung der Wohnung nicht denkbar. In erhöhetem 
Maasse gelten die diplomatischen Archive als unverletzlich, weil 
alle Gründe, welche für die ünverletzlichkeit der Wohnung sprechen, 
riicksichtlich der Archive in erhöhetem Maasse zutreffen. Endlich 
erstreckt sich das Vorrecht auf den Wagen des Gesandten. Wir 
meinen darunter nicht nothwendig und stets den Gesandtschafts- 
wagen. Dieser kann vernünftiger Weise nur sofern als unantastbar 
gelten, als er sich als Theil des Wohnungszubehörs in der Wohnung 
oder deren Annexen befindet, oder vom Gesandten in einem ge- 
gebenen Zeitpunkte wirklich benützt wird. ^) Andererseits muss 
jeder Wagen als immun gelten , wenn und solange er vom Ge- 
sandten wirklich benützt wird, da in jedem solchen Falle die 
Verletzung des Wagens jene des Gesandten bewirken müsste. 

§24. 

Von der Selbstgerichtsbarkeit. 

Auch die Thätigkeit des Gesandten, die sein Amt ihm zuweist, 
beschränkt die Souveränetät des fremden Staates, nicht insofeme, als 
der Gesandte die Rechtsangelegenheiten zwischen Staat und Staat, die 
Eechtsangelegenheiten der im Auslande lebenden Staatsangehörigen 
vermittelt, nicht insoferne als er berufen ist, die socialen und 
politischen Zustände im fremden Lande zu beobachten, zu prüfen 
und seiner Regierung hierüber zu berichten, oder als er die Würde 
seines Staates im Auslande repräsentirt , wohl aber insofeme, 
als , er kraft des Völkerrechtes oder eines speciellen Auftrages 
mit Gerichtsbarkeit ausgestattet ist, die an Stelle der Gerichts- 
barkeit des fremden Staates tritt, so dass hierin die Souveränetät 
des letzteren nicht zum Ausdrucke gelangen kann, also beschränkt 
wird. An sich hängt die Beschaffenheit und der Umfang dieser 
Gerichtsbarkeit von dem Uebereinkommen det zwei Staaten ab. 



^) Anmerkung. Es wäre nicht ab^siuehen, wamm der Gesandtschafts- 
wag;en, welcher sich zu irgend einem Zwecke (z. B. znr Beparatnr) an einem 
dritten Orte befindet, als befriedet zu gelten hätte. 

Lovisoni, Die Gesandtenrechte. 4 
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Insoferne widerspräche es keinesfalls der Natur der Sache, dass 
seiner Gerichtsbarkeit eine grössere Ausdehnung eingeräumt wäre, 
als thatsächlich eingeräumt ist. Denn einerseits ist der Gesandte 
die lebendige Personification der Staatssouveränetät im Auslände 
und andererseits ruht diese Gerichtsbarkeit wesentlich auf dem 
Exterritorialitäts- oder dem Fremdenverhältnisse jener, die ihr 
unterworfen sind. In der Wirklichkeit ist sie ziemlich beschränkt. 
Wir unterscheiden die Personen an denen, und die Sachen rlick- 
sichtlich deren sie geübt wird. 

Die Personen sind die Angehörigen der Gesandtschaft, so 
weit ihnen Exterritorialität zukommt, und die eigenen Staats- 
genossen, in der Türkei auch die Schutzbefohlenen. 

Die Sachen betreffend, ist zwischen christlichen und nicht- 
christlichen Ländern zu unterscheiden. In diesen hebt die Ge- 
richtsbarkeit des Gesandten, in Civil- und Strafsachen, die des 
Staates vollständig auf; der Gesandte ist souveräner Richter; 
selbst zur Vollstreckung braucht er die fremden Gerichte nicht an- 
zurufen. Auch in christlichen Ländern wurde die Gerichtsbarkeit 
des Gesandten ehemals in grossem Umfange geübt. Als aber 
später die Staatsgebilde sich festigten und das Souveränetäts- 
bewusstsein erstarkte, wurde sie auf das Maass des Nothwen- 
digsten beschränkt und erscheint heute meist als gewaltlose 
Rechtshilfe. 

In Strafsachen, wenn ein Angehöriger der Gesandtschaft 
eine stratbare Handlung begangen hat, liegt es dem Gesandten 
ob, an Stelle der freinden Behörden, die hiezu competent sein 
würden, wenn der Gesandtschaftsangehörige nicht exemt wäre, 
das einheimische Strafgericht vorzubereiten, also den Angeschul- 
digten zu verhaften, den Thatbestand festzustellen und hiezu 
besonders die zum Gesandtschaftspersonale gehörigen Personen 
zu vernehmen, ihn den Behörden des eigenen Staates auszuliefern 
und deren Requisitionen zu vollziehen. 2) 



*) Siehe Heffter, §216, S. 406; Bluntschli, §211, S. 144; Calvo, 
§711,8.611. 

«) Siehe auch Calvo, § 604, S. 607. 
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lieber die Frage, ob dem Gesandten in Streitsachen Ge- 
richtsbarkeit zukomme , konnte sich noch Bynkershoek^) 
äussern : es hänge dies vom sendenden Souveräne allein ab. Sehen 
wir doch die Consuln alle Tage Streitigkeiten zwischen den An- 
gehörigen ihrer Nation abwickeln ; das sei der fremden souveränen 
Gewalt gleichgiltig. Dem ist entgegenzuhalten, dass auch das 
Richten in bürgerlichen Streitsachen ein Ausdruck der Souveränetät 
ist, und dass besonders die Vollstreckung, d. h. die Verwirklichung 
des Rechtes durch Zwang, zu den wichtigsten Souveränetäts- 
befugnissen gehört. Also beschränkt sich hier die Competenz des 
Gesandten auf Requisitionen und Zeugenverhöre. ^) 

Treflfend bemerkt Bluntschli^) über die freiwillige Gerichts- 
barkeit, sie habe weniger den Charakter der Gerichtshobeit an sich, 
als der gewaltlosen Rechtshilfe, daher könne sie unbedenklich 
zugestanden werden. Kraft dieser Gerichtsbarkeit ist der Gesandte 
befugt: 1. Testamente aufzunehmen, entgegenzunehmen und im 
Gesandtschaftsarchive zu hinterlegen (auch das eigene). 2. In 
Todesfällen die Inventarien aufzunehmen oder dabei zu interveniren ; 
die Siegel anzulegen oder abzunehmen oder dabei zu interveniren ; 
Gelder und Werthobjecte abzuführen; überhaupt alle Maassregeln 
zu ergreifen oder zu veranlassen, die zur Sicherstellung der Ver- 
lassenschaft erforderlich sind. 3. Verträge und Civilstandsacte 
(über Geburt, Ehe und Tod), überhaupt Urkunden (z. B. Wechsel- 
proteste), amtlich zu beglaubigen, d. h. zu legalisiren und zu. 
vidiren und Civilstandsverhältnisse selbst zu beurkunden; über 
Gegenstände des Privatrechtes Erklärungen mit notarieller Wirkung 
zu Protokoll zu nehmen, also eine notarielle Thätigkeit zu ent- 
falten, eine Thätigkeit, welche der fremde Staat in den ihn be- 
treffenden Angelegenheiten allerdings nur sofern anzuerkennen hat, 
als er sich durch Verträge hiezu verpflichtet. 4. Ehen zu bewilligen,' 
eventuell zu schliessen. 5. Reisepässe, d. h. Urkunden über die 
Nationalität und die Identität der Person, auszustellen und zu 

') XV. Kap., S. 374 

«) Heffter, §216, S.408. 

») Blnntschli, §221, S. 144. 
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— 52 — 

yidiren, und zwar auch fremden Staatsangehörigen, die in sein 
Land reisen. ^) 

Eine Correctionalgerichtsbarkeit, d. h. ein Ztichtigungs- oder 
beschränktes Strafrecht des Gesandten über die Gefolgsleute 
ähnlich dem des Hausvaters, ist in der Gegenwart nicht mehr 
anzunehmen.*) Ehemals war es selbstverständlich.«) 

»25. 

Von gewillkürten Immunitäten und von Ceremonial- 

rechten. 

Die Immunitäten, von denen im Laufe dieser Ausführung 
die Rede war, werden kraft des Völkerrechtes dem diplomatischen 
€harakter als solchem geschuldet. Sie aus politischen Erwägungen 
einem Staate gegenüber für einen Fall oder für eine Reihe von 
Fällen zu erweitern, steht im Belieben jedes Staates. Ausserdem 
gibt es noch gesandtschaftliche Immunitäten untergeordneter Natur, 
welche der Höflichkeit zwischen Staaten in einzelnen Fällen ent- 
springen. Dazu gehört z. B. der in manchen Fällen zugestandene 
zollfreie Bezug ausländischer Waaren flir den Bedarf der Ge- 
sandtschaft. *) Endlich sind auch die sogenannten Ceremonialrechte 
des Gesandten solcher Art, dass sie die Souveränetät des fremden 
Staates beschränken, da sie ein gewisses ceremonielles Verhalten 
innerhalb des Souveränetätsgebietes dem Gesandten gegenüber ihm 
zur Pflicht machen. 

§ 26. 
Allgemeine Betrachtung über die Natur der 

Gesandtenrechte. 

Halten wir kurze Rückschau über die Gesandtenrechte, so 
erkennen wir an ihnen ein gemeinschaftliches Merkmal, das ge- 
legentlich hervorzuheben wir auch im Laufe dieser Darstellung 

Siehe auch Härtens, § 219, S. 124 ff.; Bluntschli, § 221, S. 144; 
Calvo, §612, S. 611. 

«) Heffter, §216, S. 408. 

») Siehe Bynkershoek, Kap. XX, 3.400, 

*) Holtzendorff, §48, S. 1014. 
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nicht ermangelt haben. Sie sind nämlich mit winzigen Ausnahmen 
insgesammt derart, dass sie den Gesandten nicht über das Recht 
des fremden Staates stellen. Der Gesandte ist kein Souverän 
im Staate, er wird auch nicht ausserhalb des Staatsgebietes ge- 
dacht; er ist im Staatsgebiete, folgt den Gesetzen, wie jeder 
Staatsgenosse und Fremde, und es besteht der einzige Unter- 
schied zwischen ihm und Anderen, dass, wenn er die Gesetze 
missachtet und mit Füssen tritt, oder wenn er dem Privat- 
manne sein Recht verweigert, der verletzte Staat und der ver- 
letzte Privatmann nicht in der sonst gewohnten Art Gesetz und 
Recht zur Geltung bringen. Ersterer erzwingt nicht unmittelbar 
den Gehorsam und straft nicht, aber er verlangt und erhält Sühne 
vom Staate des Gesandten. Letzterer muss sein Recht im Auslande 
suchen, mit Kosten und Mühe; aber er findet es schliesslich und 
kommen jene Unterschiede in der Judicatur, welche die Gesetzgebung 
verschiedener Länder mit sich bringt, füglich nicht in Betracht. 
Und wie der Gesandte den fremden Staatsgesetzen Gehorsam, 
so ist er den fremden Staatsbehörden Achtung und Ansehen 
schuldig, denn es verkörpert sich in beiden der Souveränetätsbegriflfl 
Er hat überhaupt die Pflicht, auch solcher tadelhafter Handlungen 
sich zu enthalten, die kein Unrecht sind im Sinne der Gesetze, 
und kann auch um ihretwillen zur Rechenschaft gezogen werden. ^} 

§ 27. 

Der Gesandte im Gebiete eines dritten Staates. 

Es ist zweifelhaft, ob der Gesandte, welcher das Gebiet 
eines dritten Staates durchreist oder in ihm vorübergehenden 
Aufenthalt nimmt, der Immunität theilhaftig werde. Von den 
Publicisten haben sich für die Immunität unter Anderen ausge- 
sprochen: Klub er 2), Merlin «), Wh eaton*) undNeumann^), 



Siehe auch Calvo, §591, S. 599. 

*) § 204, S. 238. 

8) Repertoire, tit. Ministre public, V. Sect., § 3, Nr. 4, 12. 

*) I. B., III. Th., I. Kap., § 20, S. 222. 

*) II. Buch, XVIII. Kap., § V, S. 529 f. 
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gegen dieselbe Groot^), Bynkershoek^), Calvo^) und 
Heffter.*) 

Wir glauben für die Immunität eintreten zu sollen. Wir 
haben dabei jene obersten Grundsätze im Auge, denen die Ge- 
sandtenrechte überhaupt entstammen, Grundsätze, welche die Praxis 
der Völker selbst anerkennt, indem sie die einzelnen Bestimmungen 
daraus entwickelt und formt. Ein wichtiger Grundsatz ist, dass 
Alles vom Gesandten ferngehalten werde, was das Ansehen 
des sendenden Staates, dessen Souveränetät der Gesandte, aus- 
gestattet mit Repräsentativcharakter, so zu sagen verkörpert, zu 
verletzen geeignet wäre. Darum ist der Gesandte, wie oben aus- 
geführt wurde, von der Souveränetät des empfangenden Staates 
sofern befreit, dass gegen ihn weder imperativ vorgegangen noch 
ein Urtheil gesprochen und vollstreckt werden darf. Nun erachten 
wir, dass in solchem Falle eine Schädigung des Ansehens des 
sendenden Staates auch dann nicht zu vermeiden wäre, wenn der 
Gesandte nicht im anderen Staate beglaubigt ist, sondern blos 
durch dessen Gebiet reist. Denn obwohl der völkerrechtliche 
Charakter, womit er ausgestattet ist, nicht diesem Staate gilt, so 
ist er doch mit der Person 'so innig und wesentlich verbunden, 
dass eine Verletzung der letzteren ohne eine solche des ersteren 
nicht möglich ist ; dies muss aber nothwendig auf den sendenden 
Staat zurückwirken und dessen Ansehen schädigen. Auch die 
Schädigung des Ansehens jenes Gesandten desselben Staates, 
welcher etwa im anderen Staate beglaubigt ist, muss beachtet 
werden. Man denke sich z. B. den Fall einer strafbaren Handlung, 
die vom durchreisenden Gesandten im Residenzorte des beglaubigten 
Gesandten desselben Staates begangen wird. 

Weniger wichtig, doch nicht ganz bedeutungslos, ist die Er- 
v^ägung der persönlichen Sicherheit des Durchreisenden. Weniger 
wichtig in der europäischen Staatengesellschaft, weil die Freiheit 



') § 63, S. 171. 
«) IX. Kap., S. 352. 
») § 554, S. 575. 
*) § 207, S. 393 u. 394. 
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und die Gleichheit vor dem Gesetze heute mit solchen Garantien 
umgeben sind, dass böswillige Verhaftung und Verurtheilung im 
Ganzen wohl nicht zu besorgen ist, und wenn sie dennoch ge- 
schähe, die Strafe aller Staaten, nicht des unmittelbar verletzten 
allein, nach sich ziehen könnte. 

Endlich darf nicht unerwähnt bleiben, dass durch die Ver- 
haftung des durchreisenden Gesandten — und sie kann denn 
doch eine böswillige, durch die Absicht, einen augenblicklichen 
Zweck zu erreichen, hervorgerufen sein und den Schein der Gesetz- 
lichkeit leicht erlangen — die Erfüllung der Mission besonders 
in jenen Fällen erschwert oder vereitelt würde, in denen rasches 
persönliches Handeln an Ort und Stelle nothwendig ist. 

Aus den angeführten Grundsätzen entwickelt sich die Exterri- 
torialität des durchreisenden Gesandten wie von selbst, und weil 
überdies^ durch ihr Zugeständniss der Vortheil aller Staaten gemacht 
wird, so erscheint sie als natürliches Postulat des Völkerrechtes, 
welches so lange als das wirklich bestehende Recht gelten muss, 
als nicht der übereinstimmende Wille der Völker ein Anderes 
verfügt. 

Auch kann der Staat dem Gesandten, doch nur bei ge- 
gründeter Ursache, den Durchzug durch sein Gebiet verwehren. 
Eine solche gäbe es z. B. dann, wenn der Gesandte dem dritten 
Staate mit irgend einem Verbrechen verhaftet wäre.^) Denn die 
Währung des Ansehens des sendenden Staates kann nicht zur 
Folge haben, dass der besendete die Verletzung des eigenen dulde. 

Ob der Gesandte nur dann auf die Immunität Anspruch 
erheben könne, wenn ihm die Durchreise, etwa durch Ertheilung 
eines Reisepasses, bewilligt wurde? Uns scheint zu gentigen, 
dass der Gesandte seinen Charakter bekannt werden lasse; dem 
dritten Staate bleibt dann unbenommen, bei gegründeter Ursache 
die Weiterreise zu verwehren. 

Auch leuchtet ein, dass der Staat Vorsichtsmaassregeln er- 
greifen könne, um den befürchteten Missbrauch des Vorrechtes 



*) Heffter, §207, S. 394 
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zu verhindern, er kann z. B. die Einhaltung gewisser Reiserouten 
vorschreiben u. s. w.^) 

Endlich versteht es sich, dass jeder Krieg, besonders aber ein 
Krieg mit dem Staate des Gesandten, die Immunität unterbricht. 

§28. 

Die Angehörigen der Gesandtschaft, die Familie 
des Gesandten und die diplomatischen Couriere. 

Gegenstand unserer Darstellung ist bis jetzt immer nur der 
Gesandte gewesen; dessen Vorrechte sind der Reihe nach auf- 
gezählt, in ein System gebracht und — so weit unser Können 
reichte — kritisch- erschöpfend beleuchtet worden. Es fragt sich 
nun zunächst, ob den Angehörigen der Gesandtschaft dieselbe 
international bevorzugte Stellung zukomme ? Die Praxis des Völker- 
rechtes und die daran anknüpfende Wissenschaft haben sich 
fast ausnahmslos bejahend ausgesprochen. Wir nennen Groot^), 
Bynkershoek^), Vattel*), Martens^), Wheaton«), Holtzen- 
dorff) und Neumann.») Nur Pinheiro-Ferreira'*) in 
seinen Noten zu Martens erklärt in sehr bezeichnender Weise, 
zu allen Zeiten habe der natürliche Verstand der Völker die 
Immunität des Gefolges verworfen und nur der diplomatische 
starre Sinn bemühe sich, dieselbe aufrecht zu erhalten. Und 
anderswo: „Alle Immunitäten des Gefolges sind reine Gunst." ^^) 
Wir können uns nicht zu dieser Ansicht bekennen. Wir müssen 
erklären, dass wir dasjenige, was diesem Publicisten als Gunst 
der Staaten erscheint, als allgemeines durch den übereinstimmen- 
den Willen der Völker geheiligtes unverletzliches Recht ansehen 

') Holtzendorff, §49, S. 1014. 
2) IL Buch, XVIII. Kap., § VHI, 1, S. 531 ff. 
8) XV. Kap., S. 373. 
*) IV. Buch, IX. Kap., § 120, S. 306. 
§ 236, S. 157. 

ß) I. B., ni. Th., I. Kap., § 16, S. 202. 
') § 49, S. 1014. 
') § 62 (a), S. 168. 
») zu § 219, S. 126. 
'') zu § 236, S. 158. 
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müssen, und dass es obendrein in vollem Einklänge mit jenen 
obersten Grundsätzen steht, aus denen die Gesandtenrechte über- 
■ haupt, wie aus ihrer natürlichen Quelle, fliessen. Dies gibt uns 
aber auch die Möglichkeit, zu erkennen, welche Gesandtschafts- 
angehörige an denselben theilnehmen, und wie weit. Bluntschli^), 
wie vor ihm Bynkershoek^), verleiht allen Gesandtschafts- 
angehörigen Immunität. Der Gesandte ist der Gefolgsherr, die 
Gesandtschaftsangehörigen die Gefolgsleute, die alle zwar kein 
persönliches, wohl aber ein abgeleitetes Immunitätsrecht haben. 
Bynkershoek'^) fasst das Verhältniss der Gesandtschafts- 
angehörigen als das von Angehörigen desselben Hauses auf, kraft 
dessen alle derselben Gerichtsbarkeit unterworfen sind, wie der 
Hausvater selbst. Diese Ansicht ist also der Pinheiro- 
Ferreira's entgegengesetzt. Wir unsererseits meinen, dass 
zwischen dem officiellen und dem nichtofficiellen Gesandtschafts- 
personale unterschieden werden müsse. Ersteres nimmt an dem 
diplomatischen Berufe des Gesandten Theil, es ist mit den Ge- 
schäften des Amtes mitibekannt und mitbetraut, es hat eine diplo- 
matische Sendung. Letzteres besteht aus den Personen des Privat- 
hauses : Privatsecretäre, Hausofficiere, Erzieher, Diener. *) Ersterem 
gebührt Immunität, letzterem triebt. Diener als exterritorial zu 
erklären*^), weil sie dem Hause des Gesandten gehören, und 
hiemit Jurisdictionen auf dieselbe völkerrechtliche Stufe mit dem 
Gesandten erheben , ist sonderbar. Hat sich ein solcher einer 
strafbaren Handlung schuldig gemacht, so möge er immerhin den 
Behörden des Landes ausgefolgt werden. Hierin liegt keine Ge- 
fahr für das Ansehen des Gesandten oder des von ihm ver- 
tretenen Staates. Anders beim officiellen Gesandtschaftspersonäle, 
namentlich bei jenen Beamten, welche dem Gesandten zunächst 

') § 145, S. 121 und § 149, u. Anm., S. 122. 

^) An der oben citirten Stelle: „Omnes legatornm homines paris sunt, 
cuius legati, conditionis, tarn quod ad leges, quam quod ad forum, exemti 
imperio eins, apud quem degunt." 

8) Daselbst, S. 374. 

*) Siebe Cal VC, §605, S. 608. 

') Bluntschli, §145, S. 121. 
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kommen und berufen sind, ihn zu vertreten. Allerdings ver- 
körpern sie nicht die Souveränetät ihres Staates, wie der Ge- 
sandte, doch ihre jurisdictionelle Subjection würde Gefahren in 
sich bergen, denen sich das Völkerrecht nicht verschliessen kann. 
Eine solche betriffit die Würde und das Ansehen des Gesandten 
und des von ihm vertretenen Staates, welche durch Verhaftung 
und Verurtheilung eines diplomatischen Beamten in Mitleiden- 
schaft gezogen würden, eine andere die persönliche Sicherheit, 
weil diplomatische Beamte Mitwisser und Träger von Staats- 
geschäften und Staatsgeheimnissen sind. 

Daraus folgt, dassfür die Immunität nicht in Betracht kommt: 

1. Ob der Gesandtschaftsangehörige ein Fremder oder ein 
Staatsgenosse ^), 

2. ob er vom sendenden Staate oder dem hiezu etwa be- 
fugten Gesandten za seinem Amte berufen sei 2), 

3. ob es sich um ein Verbrechen oder um ein Vergehen 
handle *), 

4. ob die strafbare That innerhalb oder ausserhalb der 
Gesandtschaftswohnung begangen*), und endlich 

5. ob der Thäter innerhalb oder ausserhalb derselben er- 
griflfen worden sei.*^) 

Den exterritorialen Gesandtschaftsangehörigen gebührt die 
Immunität in derselben Ausdehnung, wie dem Gesandten. «) Höch- 
stens kann den Behörden des fremden Staates das Recht zuge- 
standen werden. Solche, die eine strafbare Handlung verübt haben, 
zu verhaften und dem Gesandten auszuliefern. Dies wäre, wie 
Bluntschli') richtig bemerkt, nicht Verletzung, sondern An- 
erkennung der Exterritorialität. Wir fügen hinzu, dass es auch 



*) Charles Verg6 zu Härtens, §235, S. 155 und Heffter, §221, 
S. 414. 

«) Härtens, § 235, S. 154 u. 236, S. 157. 

«) Klub er, §213, S. 252. 

*) Calvo, §605, S. 608. 

ß) Kl üb er, daselbst. 

•) Heffter, daselbst. 

') § 148, S. 122. 
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nicht gegen jene obersten Grundsätze Verstössen würde, an die 
wir oben erinnerten. 

Dass auch der Familie des Gesandten, d. h. seiner Gattin 
und seinen Kindern, diesen aber nur dann, wenn sie keine selb- 
ständige Stellung ausserhalb der Familie behaupten ^), Immunität 
zukomme, wollen wir kurz erwähnen. Eine Verletzung der Familien- 
glieder müsste nothwendig auf den Gesandten zurückwirken. Auch 
ist mitbestimmend, dass Gattin und Kinder dem Domicile des 
Vaters folgen. Der Uebergang von unselbständiger zu selb- 
ständiger Stellung der Familienglieder oder umgekehrt ist nicht 
immer deutlich zu erkennen und kann manche Zweifel hervorrufen. ^) 

Die Rechte der diplomatischen Couriere handeln wir 
am besten hier ab. Das Völkerrecht gewährt ihnen Unver- 
letzlichkeit, so dass die Verletzung ihrer Person als Verletzung 
des Völkerrechtes betrachtet und bestraft wird. Ueberdies dürfen 
die Papiere, wovon sie Träger sind, in keinem Falle durchsucht 
oder ergriflFen werden. Auch ihr Gepäck bleibt unberührt. ') Ob 
ihnen Exemtion zukomme, ist zweifelhaft. Doch würde es dem 
Grundsatze der persönlichen Sicherheit entsprechen, dass, wenn 
der Courier eine strafbare Handlung begangen, die fremden Staats- 
behörden sich begnügten, den Schuldigen zu verhaften und dem 
eigenen Staate auszuliefern. 

In Friedenszeiten ist der Courier stets sicher. In Kriegszeiten 
dagegen nur dann, wenn entweder zwischen den Kriegführenden 
eine auf die Sicherheit der gegenseitigen Couriere zielende Ver- 
einbarung getroffen oder, zur See, der Courier durch die Flagge 
eines neutralen Schiffes gedeckt ist. 

§ 29. 

Von der Erlöschung der Gesandtenrechte. 

Sowie der Unterschied zwischen Unverletzlichkeit und Exemtion 
nicht immer gehörig erkannt und beachtet wird, ebenso wird in 

Bluntschli, § 145 und Anm., S. 121. 

') Derselbe, daselbst. 

») Klüber, § 190, S. 222. 
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den Fällen, in denen von Erlöschung der Gesandtenrechte die 
Rede ist, nicht immer erkannt und selten ausgesprochen, ob ina 
Einzelnen das Recht der ünverletzlichkeit oder der Exemtion oder 
beides erlösche. An die Erläuterung dieser wichtigen Frage wird 
sich die der anderen anschliessend in welchen bestrittenen Fällen 
die Gesandtenrechte nicht erlöschen. 

1. Das Recht der Unverletzlichkeit erlischt: 

a) Wenn die gesandtschaftliche Person selbst die verletzende 
That hervorgerufen, z. B. sie wird in Folge einer von ihr selbst 
ausgestossenen Injurie in ihrer gesandtschaftlichen Ehre verletzt; 
sie wird durch einen Soldaten, den sie nöthigt, zum Schutze seiner 
Ehre den Säbel zu ziehen, körperlich verletzt; oder sie ruft, 
z. B. durch den Versuch einer strafbaren Handlung, Sicherungs- 
maassregeln hervor und wird hiebei verletzt. 

b) Wenn sie sich in ein mit ihrem völkerrechtlichen Charakter 
in keinem Zusammenhange stehendes Verhältniss begibt, wobei 
sie nur Behandlung als Privatperson erwarten konnte, und hiebei 
eine Unbill erfährt. Dies ist der Fall: Wenn sie sich in einen 
aufrührerischen Haufen begibt und hiebei verletzt wird (das blosse 
sich in Gefahr begeben ist im Allgemeinen kein Erlöschungsgrund) ; 
wenn sie Jemanden zum Zweikampfe nöthigt und verletzt wird; 
wenn sie ein verrufenes Haus betritt und hiebei beleidigt oder 
misshandelt wird ; wenn sie als Schriftsteller oder Journalist auftritt, 
und hiebei an der Ehre verletzt oder verleumdet wird. 

In allen diesen Fällen ist es gleichgiltig, ob der diplomatische 
Charakter der gesandtschaftlichen Person bekannt war oder nicht. 

In allen diesen Fällen kann aber vom Erlöschen der juris- 
dictionellen Immunitäten nicht die Rede sein, d. h. sofern dem 
Gesandten eine strafbare Handlung hiebei zur Last fällt, unterliegt 
sie nach wie vor nicht der fremden Gerichtsbarkeit. Nur das 
Unverletzlichkeitsrecht erlischt, und zwar natürlich nicht in dem 
Sinne, dass die Verletzung, wenn sie die Merkmale der strafbaren 
Handlung vereinigt, nicht, strafbar, die Person selbst ausserhalb 
des Gesetzes gestellt wäre, sondern in dem Sinne, dass das er- 
schwerende Merkmal besonderer Strafbarkeit der. Handlung aus 
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der Eigenschaft der verletzten Person entfällt, also die Verletzung wie 
die an einem Privatmanne begangene angesehen und bestraft wird, 

2. Das Recht der Exemtion erlischt: 

a) In jenen, besonders bei Darstellung der Exemtion von 
der bürgerlichen Gerichtsbarkeit besprochenen Fällen, in welchen 
die gesandtschaftliche Person sich mit einem Privatamte bekleiden 
lässt oder eine von der gesandtschaftlichen ganz abseits liegende 
Beschäftigung, ein Geschäft, ein Gewerbe ergreift, oder einen 
privaten Auftrag, z. B, Tutel, Testamentsvollstreckung, annimmt 
und ausführt. 

b) Bei Anstrengung einer Civilklage im fremden Staate durch 
die gesandtschaftliche Person. Letztere kann nicht umhin, die 
Klage hier anzustrengen, wenn der Streitgegenstand oder das 
Domicil des Schuldners im fremden Staatsgebiete gelegen sind. 
Das ist Anerkennung der fremden Staatssouveränetät in deren 
Gerichtsbarkeit, somit ein Aufgeben der Exemtion in concreto, 
nicht nur insofeme, als die gesandtschaftliche Person, bei Ver- 
meidung der Rechtsfolgen, an die Weisungen des fremden Gerichtes 
und die Beobachtung der fremden Processformen gebunden ist, 
sondern auch insoferne, als sie, wenn mit der Klage abgewiesen, 
zur Tragung der Processkosten verurtheilt werden kann.^) Allerdings 
ist die Vollstreckung, hier wie überall, nicht zu gestatten. 2) Doch 
das souveräne Urtheil bleibt aufrecht und kann der Gesandte 
von der eigenen Regierung verhalten werden, es- zu erfüllen. 

3. Die Rechte der (Jnverletzlichkeit und der Exemtion er- 
löschen : 

a) Durch Abberufung der gesandtschaftlichen Person, sobald 
die zum Verlassen der Staatsgrenzen angemessene billig zu be- 
rechnende Zeit verstrichen ist.*) Hat das Erlöschen der Vorrechte 
hier auch rückwirkende Kraft, so dass, wenn die gesandtschaftliche 
Person noch im Machtbereiche der fremden Staatsgewalt sich be- 
findet, die Erftillung früher versäumter Pflichten nun erzwungen 



Heffter, §42, VII, S. 91. 

>) Derselbe, daselbst, S. 92. 

») Holtzendorff, §49, S. 1015. 
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und eine begangene strafbare Handlung bestraft werden könne? 
Wir glauben dies bejahen zu müssen. Denn der Grundsatz, dass 
Gesetze keine rückwirkende Kraft haben, ist hier nicht anwendbar. 
Nicht neue Gesetze, sondern frühere, deren Herrschaft bestand 
und nur in derRichtungauf die gesandtschaftliche Person gehemmt 
war, ohne dass sie von der Pflicht ihrer Befolgung entbunden 
gewesen wäre, sollen auf frühere Rechtsverhältnisse angewendet 
werden. Auch ist nicht zu besorgen, dass dies eine schädliche 
Rückwirkung auf Ansehen, Würde und Freiheit des Gesandten 
übe und so den Zweck der Gesandtenrechte vereitle. Endlich 
sollen Immunitäten kein gesetzwidriges Verhalten begünstigen. 
Nur die Verjährung tilgt das Delict. Sie ist von dem Augenblicke 
zu berechnen, an welchem die Frist, innerhalb welcher die gesandt- 
schaftliche Person das Staatsgebiet verlassen musste, zu Ende ist. 
Sie richtet sich nach den fremden Staatsgesetzen, nach welchen 
eben das Delict selbst begangen wurde. 

b) Durch Verzicht. 

Es ist klar, dass der sendende Staat auf alle seinem Ge- 
sandten zukommenden Vorrechte verzichten kann. Ebenso ist klar, 
dass der Gesandte selbst nicht verzichten kann ^), so dass jeder 
auf Grund dieses Verzichtes von der fremden Staatsgewalt gegen 
ihn unternommene Act ungiltig ist. Denn die Vorrechte der ge- 
sandtschaftlichen Person sind eigentliche Vorrechte ihres Staates, 
verknüpft mit einem Amte, dessen Trägerin jene augenblicklich 
ist; sie kann sie also nicht preisgeben. Doch wenn ihr Staat sie 
ermächtigt, in besonderen Fällen auf einzelne Vorrechte zu ver- 
zichten, so thut sie es wirksam, da sie dann kraft Mandates 
handelt. Ein solches Mandat, und zwar ein stilles, lässt sich in 
Civilsachen, bis zur entgegengesetzten Willensäusserung des sen- 
denden Staates, füglich wohl vermuthen. Die gesandtschaftliche 
Person beui-theilt nämlich selbst am besten, ob die Annahme der 
Schuldklage im fremden Staate ihr Ansehen zu verletzen geeignet 
sei. Der Civilprocess und der analoge schiedsrichterliche sind 



1) Holtzendorff, §50, S. 1014. 
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also im Allgemeinen auch gegen die gesandtschaftliche Person 
wirksam. Somit wird auch das Urtheil wirksam geschöpft. Dessen 
Vollstreckung ist jedoch, hier wie überall, ausgeschlossen. Denn 
es lässt sich in einer Sache, die Würde und Ansehen nahe berührt, 
die stille Ermächtigung des sendenden Staates, auf die Immunität 
zu verzichten, nicht mehr vermuthen. 

Wie der Gesandte auf die eigene Immunität nicht verzichten 
darf, ebenso darf er jene der Gesandtschaftsangehörigen nicht 
preisgeben. B 1 u n t s c h 1 i's ^) entgegengesetzte Ansicht , welche 
sich darauf stützt, dass ihr Recht auf Exterritorialität ein vom 
Gesandten abgeleitetes sei, dass „das Gefolge nur einen mittel- 
baren Anspruch auf Exterritorialität habe, nicht um seiner selbst 
willen, sondern nur aus Rücksicht auf den exterritorialen Gefolgs- 
herm" muss als eine irrthümliche bezeichnet werden. Die Auf- 
fassung des Verhältnisses der Gesandtschaftsangehörigen zum 
Gesandten als jenes von Gefolgsleuten zu einem Gefolgsherm ist 
alterthümlich und entspricht nicht dem Wesen der Dinge und 
modernen BegriflFen. Die Angehörigen der Gesandtschaft sind nicht 
um des Gesandten, sondern um des sendenden Staates willen da, 
der sie mit einem Auftrage — allerdings in Unterordnung unter 
den Gesandten — ausrüstet und mit Vorrechten ausstattet. Der 
Staat allein kann also für sie verzichten. ^) 

c) Groot')sagt: In wirklicher Noth hören die Immunitäten 
des Gesandten auf. Als Beispiel der Noth führt Vattel*) an, dass 
der Gesandte den Fürsten, bei welchem er beglaubigt ist, zu ermorden 
trachte. In diesem Falle verdiene er ohne Bedenken hingerichtet 
zu werden. Wir meinen, dass nicht die Grösse des Verbrechens 
die Noth des Staates bestimmt, sondern jene Lage, worin ein 
grosser dem Staate drohender Schade nur dadurch abgewendet 
werden kann, dass dem Gesandten die Immunität genommen wird. 



§ 145, S. 121. 

') Anmerknng. Eine Folge dieses Grundsatzes ist, dass, wenn der Ge- 
sandte stirbt, die Rechte der Gesandtschaftsangehörigen fortdauern. 
«) II. Buch, XVni. Kap., § IV, 6, S. 55i7. 
*) IV. Buch, VII. Kap., § 100, S. 280. 
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Dass es dann völkerrechtlich wirksam geschehen würde, ist un- 
zweifelhaft. Salus rei publicae suprema lex. 

4. In folgenden Fällen erlöschen die gesandtschaftlichen 
Vorrechte nicht: 

a) Bei der Civilklage erlischt nicht das Ablehnungsrecht 
der Widerklage. Denn die gesandtschaftliche Person klagt nicht 
willkürlich vor den Gerichten des fremden Staates, sondern kraft 
gesetzlicher oder vertragsmässiger Bestimmung, vermöchte also 
nicht anders ihr Recht zu erlangen und es wäre unbillig, ihr 
darum die Annahme der Widerklage, die auch Klage ist, zur 
Pflicht zii machen. Auch die bürgerlichen Gesetze gestatten nicht 
immer die Anstellung der Widerklage, z. B. wenn die Klage vor 
den Personal-, die Widerklage aber vor den Real- oder einen 
besonderen Causalgerichtsstand gehört. 

h) Der Ausbruch von Misshelligkeiten zwischen den Staaten 
bringt die gesandtschaftlichen Vorrechte nicht zu Falle. Vielmehr 
dauern sie sogar im Kriegszustande fort, solange die der gesandt- 
schaftlichen Person zum Verlassen der Staatsgrenzen gebührende 
Zeit nicht verstrichen ist. ^ 

c) Dass Verbrechen des Gesandten gegen die Existenz und 
Sicherheit des Staates die Exemtion nicht aufheben, haben wir 
oben darzuthun versucht. 

d) Es lässt sich nicht behaupten, dass die G^sandtenrechte 
aus dem Titel der Repressalien erlöschen. Bynkershoek^) hält 
dafür, dass, wenn der fremde Souverän irgend einen unserer 
Unterthanen ungerecht behandelt oder ihm sein Recht verweigert, 
man wohl an seinem Unterthane Vergeltung üben könne, nicht 
aber an seinem Gesandten. Doch wenn unser Gesandter miss- 
handelt wurde, so könne der fremde seiner Rechte verlustig er- 
klärt, ja selbst auch misshandelt werden ; nur dürfe es nicht zur 
Tödtung kommen. Und C a 1 v o *) erklärt, man könne gegen den 
diplomatischen Agenten vorgehen, wenn der Staat des Gesandten 

Siehe Hef fter, § 224, S. 418 f. 
») XXTT. Kap., S. 407 f. 
») § 558, S. 576. 
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das Völkerrecht in gleicher Weise verletzt hat. Wir können dieser 
Ansicht nicht beipflichten. Wir folgen dem Ausspruche VatteTs^), 
dass an einem Gesandten Repressalien zu üben stets unerlaubt 
sei und Groot's^), der sich also vernehmen lässt: ^Das Völker- 
recht sorgt nicht nur für die Würde und Ehre dessen, der den 
Gesandten schickt, sondern verspricht auch der Person selbst, die 
geschickt wird, Sicherheit; denn wenn ein König oder ein Volk 
einen Gesandten, der zu ihm geschickt wird, annimmt, so ist es 
so, wie wenn mit ihm ein Vertrag eingegangen wäre, dass er 
sicher und unverletzlich sein solle." Wir können dem nur hin- 
zufügen, dass die Pflicht der Staaten, die Immunität der ihnen 
Zugesandten auch in diesem äussersten Falle zu achten, die 
Immunität selbst kräftigt, wir meinen die Immunität als völker- 
rechtliches löstitut das Interesse aller Staaten fördert und also 
den Absichten des Völkerrechtes am besten entspricht. Auch 
verfügt der Staat über geeignetere Mittel, bei Verletzung seines 
Gesandten Genugthuung zu nehmen, als die gewaltthätige Repressalie. 

§30. 

Vom Eingreifen der staatlichen Organe. 

Alle Organe des Staates sind innerhalb ihres eigenthümlichen 
Wirkungskreises berufen, in besonderen Fällen über die Frage 
der gesandtschaftlichen Immunität, die Strafgerichte auch über 
jene der Unverletzlichkeit, das Völkerrecht, wie das eigene Recht, 
anzuwenden, nach ihm zu urtheilen und zu entscheiden. Ist aber 
der Fall zweifelhaft und keine Gefahr im Verzuge, so empfangen 
sie Aufschluss und Weisungen von der obersten Regierungsgewalt. 

§ 31. 

Von der Genugthuung. 

Für verletzte gesandtschaftliche Rechte, mögen Privatleute 
oder Organe der Staatsgewalt oder der obersten Staatsregierang 



') IV. Buch, VII. Kap., § 102, S. 283 f. 
«) II. Buch, XVIII. Kap., § VII, S. 531. 
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sich der Verletzung schuldig gemacbt haben, ist dem verletzten 
Staate Genugthuung zu leisten. Dies geschieht durch Bestrafung 
der Thäter, Ersatz des materiellen Schadens, solenne Gesandt- 
schaften und Erklärungen. Wird sie verweigert, so kann der 
Verletzte sie erzwingen. Doch es lässt kein Staat ein solches 
billiges Verlangen unbeachtet, es sei denn, dass die Verletzung 
von der Staatsregierung selbst gewollt war, um einen Krieg her- 
vorzumfen. Immerhin ist zu bedenken, dass, wenn der Staat Gebote 
des allgemeinen Völkerrechtes gegen einen Staat unmittelbar ver- 
letzt, er sie mittelbar gegen alle Staaten verletzt, dass also, wie 
Bluntschli*) sagt, „alle berechtigt sind, sogar von sich aus 
auf Wiederherstellung des Rechtes und auf Sühne zu dringen". 

§ 33. 

Von der endlichen Regelung des Gesandtschafts- 
rechtes. 

Die Frage, ob je das Gesandtschaftsrecht, kraft gemeinsamen 
Staatentibereinkommens, eine endliche Gestaltung erlangen werde, 
lässt sich nicht entscheiden. Jedenfalls müsste die Codificirung 
des Gesandtschaftsrechtes Hand in Hand gehen mit jener des 
Völkerrechtes. Wie nun der Werdeprocess des letzteren noch 
nicht abgeschlossen ist, ebenso jener des ersteren. Was aber noch 
schwerer wiegt, die Staatengemeinschaft ist eine freie Gemeinschaft, 
die keine Gewalt über sich anerkennt. Die Staaten scheuen die 
Fesseln, binden sich nur nothgedrungen und erheben stets, wenn 
mächtig, ihre eigenen Gebote zum Rechte. Dieses in der Natur 
der Dinge liegende Verhältniss dürfte schwerlich je sich verändern. 



') § 19.3, Anni., S. 136. 
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